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Die Beziehungen der Reichsversicherungsträger zur

Steuergesetzgebung.

& 1993) in Betracht.

Hauptabschnitten die

rung, das Strafrecht

Von Geschäftsführer Georg

Auf
dem Gebiete der Sozialversicherung be¬

stehen durch die zahlreichen Verordnun¬

gen und Gesetzesänderungen große Unsicher¬

heiten hinsichtlich ihrer Durchführung. Aehn-

irh, ja noch ungünstiger liegen die Verhält-

i.isso auf dem Gebiete des weitverzweigten
Steuerwesens. Jeder, der in der Sozialversiche¬

rung arbeitet, muß jedoch auch im Steuerrecht

ri.ltftineine Kenntnisse besitzen. Er muß von

jtder Steuerart wissen, welche Beziehungen zu

den Versicherungsträgern bestehen. Daß diese

Beziehungen nicht nebensächlicher Natur sind,
ist aus den folgenden Ausführungen ersichtlich.

Als Ordnungsgrundlage für das gesamte
deutsche Steuerwesen kommt zunächst die

keichsabgabenordnung (RAO.) vom

13. Dezember 1919 (RGBl. 1919 Nr. 242,
In ihr werden in drei

Behörden, die Besteue-

und Strafverfahren be-

1 mdelt. Danach kenn das Finanzamt eine

Steuererklärung fordern, wenn es zweifelhaft

ist, ob der Versicherungsträger eine Steuer zu

entrichten hat. Ist jedoch die Befreiung von der

Steuer im Gesetz ausdrücklich festgelegt, dann

steht der Finanzbehörde das Recht der Forde¬

rung einer Steuererklärung nicht zu. Das

Finanzamt prüft die Erklärungen und stellt dem

Steuerpflichtigen einen Bescheid über die zu

entrichtende Steuersumme zu. Bei der Ver¬

anlagung wirken Steuerausschüsse und Be-

• tungsausschüsse mit. Da die endgültige
Veranlagung erst später erfolgt, haben die

Steuerpflichtigen Vorauszahlungen zu leisten.

N ich der Reichsabgabenordnung sind je nach

dt r Art des Steuerbescheides folgende Rechts¬

mittel zulässig: Einspruch beim Finanzamt, Be¬

rufung an das Finanzgericht, Rechtsbeschwerde

ön den Reichsfinanzhof. Gegen Verfügungen
ist die Beschwerde be m Finanzamt und weitere

schwerde beim Landesfinanzamt zulässig. Die

ist für alle Rechtsmittel beträgt einen Monat.

bei Beschreitung des Rechtsweges werden nach

H e y m a n n
, Frankenberg i. Sa.

§ 289 der Reichsabgabenordnung Gebühren er¬

hoben, wenn das Rechtsmittel für den Steuer¬

pflichtigen erfolglos ist.

Die Beitreibung rückständiger Steuern ist

durch eine Beitreibungsordnung geregelt.
Steuern können nach der Stundungsordnung
erlassen oder gestundet werden. Bei der Stun¬

dung wird im allgemeinen eine Sicherheit ge¬

fordert; ferner sind Zinsen zu zahlen. Verzugs¬
zuschläge sind zu zahlen, wenn die Steuer nicht

rechtzeitig entrichtet wird.

Im dritten Teil der RAO. ist das Strafrecht

festgelegt. Bei Verstoß gegen die steuerrecht¬

lichen Bestimmungen sind die üblichen Straf¬

arten zulässig. In besonderen Fällen kann die

Fortsetzung des Betriebes oder Berufes unter¬

sagt werden. Solche weitgehenden Befugnisse
besitzen die Versicherungsträger gegen bös¬

willige oder nicht zahlungsfähige Arbeitgeber
nicht.

Wir kommen nun zu den einzelnen Steuer¬

gesetzen. Dabei ist zu unterscheiden zwischen

Reichs-, Landes- und Gemeinde¬

steuern. Im folgenden sollen die für die

Steuerkenntnisse notwendigen reichsgesetzlichen
Bestimmungen behandelt werden. Die Besteue¬

rungsgesetze der Länder und Gemeinden dem

Reiche gegenüber und die Verteilung von

Steuern unter diese ist

gleichsgesetz von

Nr. 24 S. 203) geregelt.
Das Finanzausgleichsgesetz ist für die Finan¬

zierung der Aufgaben der Länder und Gemein¬

den von großer Bedeutung. Das frühere Recht

der Länder und Gemeinden, selbständig Steuern

oder Steuerzuschläge zu erheben, ist erheblich

beschrankt worden. Trotzdem sollen aber die

Länder und Gemeinden die ihnen zugewiesenen
Aufgaben, unter denen sich auch die Wohl¬

fahrtspflege befindet, durchführen. An einer

gut ausgebauten Wohlfahrtspflege haben aber

auch die Versicherungsträger erhebliches In¬

teresse. Ohne wohlwollende Regelung der

im Finanzaus-

1926 (RGBL 1926 I



Finanzierung im I u anzausgleichsgrsetz ist

jedoch der Ausbau der Wohlfahrtspflege un¬

möglich. Die Versicherungsträger haben daher

dieser Präge ihre Aufmerksamkeit /»zuwenden,

wenn sie in ihren Arbeitsgemeinschaften mit

den Wohltahrtseinrichtungen das gesteckte Ziel

f rreichen wollen.

Zu unterscheiden ist noch /wischen direkten

und indirekten Steuern« Der Unterschied be¬

steht darin, dab bei d n direkten Steuern der

Steuerzahler der Sti in rträger ist, wahrend die

indirekten Steuern auf andere abgewälzt werden

können.

Welche Beziehungen bestehen nun zwischen

Versiehe: ungsträgern und Einkommen¬

steuergesetz (RGBl. 1925 I S. 46<>)?

Die- Einkommensteuer ist eine Steuer der

natürlichen Person (nicht einer Körperschaft)
von der gesamten Einnahme. Von den Ver«

¦fahenillglllRgfIU sind die B< Stimmungen hin-

sichtiieh ehr St« uerpflicht der Angestellten su

beachten. Die Entrichtung cUr Steuer erfolgt
durch den Arbeitgeber durch Verwendung von

Steuermarken oder durch Ueberweisung der

Steuerabzüge an das Finanzamt. Von dem

Lohnbetrag sind monatlich 100 Mk. steuerfrei.

Zur Abgeltung der W< rbungskosten und Son-

dultistUllgtli sind in diesem Betrag 40 Mk. ent¬

halten.

Zu den Werbungskosten gehören vor allem

die* unvermeidlichen Fahrtkosten von und zur

Arbeitsstelle, untei Umstanden auch die Kosten

tür besondere Berufskleidung, Werkzeuge usw.,

während unter d< Begriff Sonderleistungen
sämtlich»- Aufwendungen für die Sozialversiche¬

rung fallen, lerner LebensveraichenrngsprSmien,
Kirche-nsteuein, Gewerkschaftsbertrfif Auf¬

wendung für die Fortbildung und dei ichen.

Soweit all*' dies'- Ausgaben den B-trag von

4») Mk. übersteigen, sind die* Voraussetzungen
t»n einen Antrag auf Erhöhung gegeben. Eine

Erhöhung d r steuerfi Betrag kann ferner

auch dann beantragt werd n, wenn der Steuer¬

pflichtige in der Lage ist, das Vorliegen be¬

sonderer Verhaltnisse (Unterhaltspflichten,
Krankheit oder andere Unglücksfalle usw.)

ichzuweisen, die ihn st. belasten

sonstige Arbeitnehmer i:\ eicht Verhält¬

nissen. Von dern nach Abzug des steuerfreien

Betrages * ei bleibenden Einkomr sird zehn

Prozent Einkommensteuer zu entrichten. D

Prozentsatz ermäßigt sich jedoch tu. dir Ehe¬

rn und i d s ur Haushalt gehörige
minderjährige Kind um je 1 \. ii. Zum Ai

gleich von Härten ist noch bestimmt, daß der

Abzug für di»- Familienangehörigen einen be¬

stimmten Mindestb * ichen soll. Es

müss« n danach mindestens folgende Bet

steuerfie-i bleiben: für die Eh» I 10 Mk.. tür

<} s erst- Kind 10 Mk., füi das zweite Kind

Mk., für das dritte Kind 40 Mk., für das

Ki '1 60 Mk.. t»ir das füi Ite und folgende
Kind 90 Mk

Für Kriegsbeschädigte, Sozialrentner, Kriegs¬
hinterbliebene kann eine Erhöhung des steuer¬

freien Teiles eintreten.

Die Berufstätigkeit der Aerzte gilt als selb¬

ständige Berufstätigkeit. Die Kassen können

daher nur dort Steuerabzüge von den Aerzten

vornehmen, wo es sich um hauptamtlich fest

angestellte Aerzte handelt.

Zu erwähnen ist noch, dafi Bezüge eines

Steuerpflichtigen aus einer Krankenversicherung

bei Ermittlung des Einkommens außer Ansatz

bleiben.

Bei Wrdienstausfall kann ferner eine Erstat¬

tung von Steuerbeträgen erfolgen. Als Nach¬

weis für den Verdienstausfall kann das Finanz¬

amt im Falle der Krankheit eine Bescheinigung
der Krankeitkasse anerkennen. Die Kranken¬

kassen haben hiernach für selche Zwecke Be¬

seht inigungen auszustellen. Die Versicherungs-

trSget haben auch im übrigen den Finanzämtern

j» de zur Durchführung der Steuergesetze er¬

forderliche Hilfe zu leisten.

Die früher in einem besonderen Gesetz fest¬

gelegte Steuer vom Kapitalertrag (von

Zinsen) ist jetzt in den $§ 33 bis 33 des Ein-

kommeniteueigesctzes von 1925 vorgeschrieben.
Danach sind fiir bestimmte inländische Kapital¬
erträge 10 v. H. Steuer zu entrichten. Solche

steuerpflichtige Kapitalerträge sind z. B. Zinsen

aus wertbeständigen Anleihen, die in öffent¬

lichen Schuldbüchern eingetragen sind. Für

Zinsen von Hypotheken, Darlehen, Guthaben

Km i Banken und Sparkasser ist keine Steuer zw

zahlen. Der Steuerabzug ist vom Schuldner

der Zinsen zu bewirken. Dieser hat die Steuer

an das Finanzamt abzuführen. Besitzt also ein

Versicherungsträger ein wertbeständiges, steuer¬

pflichtiges Wertpapier, so hat die zinszahlend

Stellt- io v. H. der Zinsen einzubehalten und

abzuführen.

Von den eingegangenen Einkommensteuern

ei halten die Länder einen Teil und überweisen

davon den Gemeinden ihre Anteile.

Die Körperschafts st euer (RGBl.
I 23 ! S. 203) bezweckt die Besteuerung d> i

Einkommens der Körperschaften, Gesellschaf-

t* n und dergleichen. Die Versicherungsträger
sind von dieser Steuer befreit Die Länder er¬

halten aus der Steuer die gleichen Anteile wie

aus der Einkommensteuer.

Die Vermögenssteuer (RGBl. 1996 I.

S. 236) ist i ine Steuer vom Reinvermögen
natürlich oder j n istischer Person. Uni

juristischen Personen sind Gesellschaften, Kör-

perschaften und ähnliche zu verstehen Die

Veranlagung erfolgt nach dem Reichsbewer-

gsgesetz von 1(>25. Bewertungsausschüs
nehmen die Wertermittlung vor. Der Steuer-

t if ist als Stufensystem aufgebaut. Die V

sicherungsträger sind von dieser Steuer frei.

Das Erbschaftssteuergesetz (RGBl.
1925 I. S. 320) ist am 22. August 1925 in neu

1 .ssung bekanntgegeben worden. Für die Ver-

104



herungsträger kommt das Gesetz nur in

frage bei Schenkungen oder Stiftungen. Steuer¬

bleibt ein Erwerb von nicht mehr als 500

Mark. Zuwendungen an das Reich, die Länder

d Gemeinden sind steuerfrei. Eine ausdrück-

he Befreiung für die Versicherungsträger ist

: t vorgesehen. Steuerschuldner sind der Er¬

ber und der Schenker. Jeder steuerpflichtige

rb ist binnen drei Monaten dem Finanz-

t zu melden. Die Steuer wird entsprechend

Art der Zuwendung nach Klassen und ge-

t erhoben.

l>ie ertragreichste Verkehrssteuer ist die

Umsatzsteuer (RGBl. 1926 I. S. 213). Da-

i h sind für alle Lieferungen und Leistungen

- uern zu zahlen. Der Steuersatz ist wieder¬

holt herabgesetzt worden und betrügt jetzt

\ H. des Umsatzes. Die Befreiung der Ver¬

hör ungsträger kommt in dem Umsatzsteuer-

n. t/ vom 8. Mai 1926 im § 2 Nr. 9 wie folgt

/um Ausdruck:

„Aerztliche und ähnliche Hilfeleistungen,

im i-, Heil-, und Hilfsmittel, soweit Entgelte

: von den reichsgesetzlichen Versicherungs-

igern, den Krankenkassen der selbständigen

Handwerkes und Gewerbetreibenden sowie den

Li;v.tzkassen (§ 503 ff. RVO.) zu zahlen sind,

^selbe gilt auch für Heilanstalten und Kran¬

häuser, soweit sie das Heilverfahren im

kg von reichsgesetzlichen Versicherungs-

£eru durchführen/4

Die Versicherungst üger sind danach im all¬

gemeinen von der Steuer befreit. Zweifel

en darüber entstehen, ob für Zuzahlungen

ia Kassenzahnkliniken oder für Zuzahlungen

der Seklbstabgabe von Heilmitteln die Steuer

zahlen ist. Hierzu hat das Finanzamt Greiz

ner Entscheidung vom 30. Mai 1922, abge¬

druckt in „Ortskrankenkasse44 1922 Spalte 546

nv-stellt, dab für Zuzahlungen in der Zahn-

ik keine Umsatzsteuer zu entrichten ist. Die

iche Ansicht wird man bei Zuzahlungen für

Heilmittel bei der Selbstabgabe vertreten

en.

Früher muhten die Zahnkliniken beim Bezug

l:elelmetall für Zahnersatz einen besonderen

T'-iungsantrag stel en, weil dieses Metall

x^steuerpflichtig war. Nach dem Wegfall

Luxussteuer ist ein solcher Antrag nicht

r_r notwendig.

rch die Wertpapiersteuer (RGB!.

22 L S 354) wird d.e Ausgabe in- und aus¬

ländischer Obligationen mit Ausnahme der

I ich-rechtlichen Körperschaften besteuert.

V-uer beträgt 0,20 Mk. bis 0,40 Mk. für

lj> Mk. Steuerschuldner ist, wer das di"

schuld begründende Rechtsgeschäft vor-

mmen hat; also in der Regel Hie Ausgabe¬
le.

I Steht dann weiter noch eine Börsen-

s atzsteuer, Börsensteuc und

chselSteuer (RGB!. 1926 I. S. 215).

Die Steuern kommen für die Versicherungs¬

träger kaum in Frage.

Die Kraftfahrzeugsteuer (RGBl.

1926 I. S. 239) kommt für solche Versicherungs¬

träger in Betracht, die Kranken- oder Personen¬

kraftfahrzeuge besitzen. Kraftfahrzeuge im Be¬

sitze des Reichs, der Lander und der Gemeinden

sind befreit, soweit die Fahrzeuge ausschließ¬

lich der Krankenbeförderung dienen. Für die

Versicherungsträger mub noch eine gleiche Be¬

freiung gefordert werden.

Die Versicherungssteuer (RGBl.

1922 I. S. 400) findet auf die Körperschaften

der Sozialversicherung keine Anwendung. Sie

ist von den Privatversicherungen, Feuer-, Le¬

bensversicherungen und ähnlichen, zu ent¬

richten. Beitrüge zu Pensionseinrichtungen für

Angestellte und Beamte, die auf Grund eines

Arbeitsvertrages zu leisten sind, sind steuerfrei.

Das Grunderwerbssteuergesetz

(RGBl. 1927 l S. 72) ist unter dem 11. März

1027 neu veröffentlicht worden. Nach diesem

Gesetz wird beim Uebergang des Eigentums

fin inländischen Grundstücken eine Grund¬

erwerbssteuer erhoben. Eine ellgemeine Be¬

freiung der Versicherungsträger von dieser

Steuer ist nicht vorgesehen. Befreiung kommt

nur in seltenen Fällen nach §§ 10 und 21 des

Gesetzes in Frage. Im § 21 Abs. 2 des Gesetzes

kommt noch zum Ausdruck, dab die Steuer

beim Uebergang von Eigentum gelegentlich der

Uebernahme einer Körperschaft des öffentlichen

Rechts durch eine andere nicht erhoben wird. Da¬

nach muß bei Vereinigung von Versicherungs¬

trägern die Zahlung der Grunderwerbssteuer

abgelehnt werden. Die Steuer wird von dem

gemeinen Wert des Grundstücks zur Zeit des

steuerpflichtigen Rechtsvorganges berechnet.

Zur Entrichtung der Steuer sind der Erwerber

und der Verüuberer gesamtschuldnerisch ver¬

pflichtet. Bei Nichtigkeit des Rechtsgeschäftes

oder bei einem Rückerwerb des Eigentums

kann unter bestimmten Voraussetzungen eine

Rückzahlung der Steuer erfolgen. Die Steuer

beträgt 3 v. H. des erwähnten Wertes. Nach

§ 38 des Finanzausgleichgesetzes vom 27. April
1°26 können die Länder und Gemeinden Zu¬

schlüge erheben.

Die Grund- und Gebäudesteuern

sind durch das Finanzausgleichs¬

gesetz von 1926 gruneisätzlich dem Landes¬

recht überlassen worden. Ob bei diesen Steuer¬

arten eine Befreiung der Versicherungsträger

gegeben ist, mub daher nach der jeweiligen

Landesgesetzgebung geprüft werden. Die in

tracht kommenden Gesetze enthalten mei¬

stens eine* Bestimmung, nach der Körperschaf¬

ten, die öffentlicher* Zwecken dienen, von der

Steuer betreit sind. Wird trotz einer solchen

Bestimmung die Steuer gefordert, dann ist es

zweckmäßig, wenn vom Versicherungstri

eine Entscheidung beantragt wird. Im al.ge-

kst.



meinen lauten die Entscheidungen allerdings

dahin, dab die Versicherungsträger nicht unter

den Begriff „öffentlich" fallen, das schließt

aber nicht aus, daß örtlich verschiedene Ent¬

scheidungen gefällt werden.

In dem Gesetz über den Geldentwer¬

tung s a u s g 1 e i c h bei bebauten

Grundstücken vom 1. Juni 1926 (RGBl.

I. S. 251) sind ferner den Ländern und Gemein¬

den gewisse Beschränkungen hinsichtlich der

Besteuerung auferlegt. Danach sind die öffent¬

lichen Körperschaften — also auch die Ver¬

sicherungsträger - für die in ihrem Eigentume

stehenden und von ihnen für öffentliche Zwecke

benutzten Gebäude von der Aufwertungssteuer

befreit.

Von der Steuer sind auszuschließen Neu¬

bauten oder durch Um- oder Einbauten neu¬

geschaffene Gebäudeteile, wenn der Bau erst

nach dem 1. Juli 1918 bezugsfertig geworden

ist, es sei denn, daß die Neubauten, Um- oder

Einbauten mit Beihilfen aus öffentlichen Mit¬

teln ausgeführt worden sind.

Die Steuer ist bei Grundstücken, die am

31. Dezember 1918 entweder unbelastet waren

oder deren dingliche privatrechtliche Belastung

nicht mehr als 30 v. H. des Friedenswertes be¬

trug, herabzusetzen. Die Versicherungsträger

genießen hiernach für die zu Verwaltung^

zwecken benutzten Räume Steuerfreiheit. Da¬

gegen ist die Befreiung von der Aufwertungs¬

steuer für Wohnräume, die sich im Besitz der

Versicherungsträger befinden, nur unter den

allgemeinen festgelegten Voraussetzungen ge¬

geben.
Von den Steuerarten muß zum Schluß noch

die Stempelsteuer (in Preußen s. Preuß.

Gesetzsammlg. 1924 S. 627) erwähnt werden. Es

ist zu prüfen, ob die Verträge der Versicherungs¬

träger mit den Aerzten, Apothekern, Angestell¬

ten usw. stempelsteuerpflichtig sind. Dabei ist

§ 137 RVO. zu beachten, in dem zum Ausdruck

kommt, daß Urkunden der Versicherungsträger

in gewissem Umfange stempelfrei sind. Auf

Anregung des Landesverbandes Freistaat

Sachsen hat sich das Reichsversicherungsamt

zu dieser Frage gutachtlich geäußert. Nach

dem Gutachten (KK. 1927 Nr. 1) ist anzuneh¬

men, daß z. B. für Arztverträge keine Stempel¬

steuer zu entrichten ist. Das sächsische Finanz¬

ministerium hat auf Grund dieses Gutachtens

angeordnet, daß Verträge der Krankenkassen

oder Krankenkassenverbünde mit Aerzten

stempelsteuerfrei sind. Dadurch hat z. B. die

Allgemeine Ortskrankenkasse Dresden einen

Betrag von 15 600 Mk. an Stempelsteuern er¬

spart. Es kommen also ganz beträchtliche

Summen in Frage. Nun ist allerdings die Er¬

hebung der Stempelsteuer Angelegenheit d<

einzelnen Länder. Dem steht aber der Ar¬

tikel 13 der Reichsverfassung gegenüber, in

dem gesagt wird, daß Reichsrecht Landesrecht

bricht. § 137 RVO. ist aber eine reichsgesetz¬

liche Bestimmung. Somit sind die einzelnen

Länder an die Befreiungsvorschriften dei

Reichsversieherungsordnung gebunden. Die*se

Ausführungen kommen nicht nur bei Aerzte-

verträgen, sondern auch bei sonstigen Ver¬

trägen, durch die die Rechtsverhaltnisse zwi¬

schen Versicherungsträgern einerseits und Ver¬

sicherten andererseits geregelt werden, in Be¬

tracht. Der Begriff des Rechtsverhältnisses

zwischen Versicherungsträger und Versicherter»

muß in erweitertem Sinne ausgelegt werden.

Die Buchung der Steuern hat im Rech¬

nungsabschluß der Krankenkassen ent¬

sprechend den Regeln des statistischen Reichs¬

amtes im allgemeinen unter dem Kapitel „Son¬

stige" zu erfolgen. Steuerabzüge vom Gehalt

sind jedoch unter dem Kapitel Verwaltungs¬

kosten zu verrechnen. Grundstückssteuern sind

je nachdem, ob das Gebäude nur Verwaltungs¬

zwecken oder auch Wohnzwecken dient, unter

dem Titel „sächliche Verwaltung" oder ge¬

sondert zu buchen, und am Jahresschluß mit

dem Mietertrag zu verrechnen.

Die Beziehungen zwischen Aerzten und Krankenkassen.
Von F. Okraß

III. Die R e c h t s q u e 11 e n.

a) Gesetzliche Vorschriften. Die

RVO. alte r Fassung hatte die Vorschriften über

die Beziehungen zwischen Aerzten und Kranken¬

kassen auf ein Minimum beschränkt. Im Ein¬

gang die>se*s Aufsatzes wiesen wir darauf schon

hin. Grundsätzlich galten und gelten daneben

die Vorschriften de*s Bürgerlichen Gesetzbuches

über den Dienstvertrag. Ueber die Frage, ob

der Arztvertrag als Werk- oder als Die^nstver-

trag zu gelten hat, ist sogar eine sehr aus¬

gedehnte Literatur entstanden, in der die Frage

de*s Kassenarztvertrages noch eine ganz be¬

sondere Stellung einnimmt. Sie dre'ht sich be¬

sonders darum, ob neben de-r Kasse, die ja

,
Charlottenburg.

grundsätzlich den Vertrag abschließt und di»

Honorierung des Arztes übernimmt, auch nocl

der Kassenpatient, de-r in fre-ier Wahl du

Dienste des Arztes beansprucht, als weiter«

Vertragspartner anzusehen ist usw. Diese ak

demischen Erörterungen sind je-doch hier b<

langlos. Uebereinstimmung herrscht im wesent¬

lichen darüber, daß der Arztvertrag ei

Dien st ver trag ist.

Die G«'s- t/gebung vom 30. Oktober 192

hat di»- Spezialbestimmungen über das Recl.'

des Kassenarztes erheblich erweitert. 1

wesentlichen sind nunmehr von Wichtigkeit

Rechtsquellen:
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Aus der RVO. die §§ 122, 182, 195a, 205a,

'to8, 368a bis 368t, 369 bis 369c, 370, 370a, 372,

373.

Aus der VO. über die Krankenhilfe bei den

Krankenkassen die §§ 6 bis 24.

Aus dem BGB. die Vorschriften über den

Dienstvertrag.

Die preußische Gebührenordnung für

Aerzte.

Die gesetzlichen Vorschriften sind in der

Regel zwingend, d. h. sie können durch Partei-

vi einbarungen nur abgeändert werden, soweit

selbst es ausdrücklich gestatten.

b) Richtlinien des Reichs aus-

s < h U SS es. Entsprechend der ihm durch Ge-

s« tz übertragenen Befugnisse hat der Reichs-

susschufi eine Reihe von Richtlinien aufgestellt,
die von wesentlicher Bedeutung für das gesamte

hier in Frage stehende Rechtsgebiet sind. Bis

jetzt sind erlassen:

1. Richtlinien für den allgemeinen Inhalt der

Arztverträge. Vom 12. Mai 1924 (RABl. 1924

S. 205);

2 Bestimmungen über das Arztsystem. Vom

14. November 1925 (RABl. 1925 S. 541);

3. Bestimmungen über die Zulassung zur

Kassenpraxis, in der Fassung vom 14. No¬

vember 1925 (RABl. 1925 S. 539);

4. Richtlinien für wirtschaftliche Arzneiverord¬

nung vom 15. Mai 1925 (RABl. 1925 S. 255);

5. Richtlinien für die Anwendung elektro-physi-
kalischer Heilmethoden vom 15. Mai 1925

(RABl. 1925 S. 257);
6. Richtlinien für die Tätigkeit der Prüfungs¬

ausschüsse gemäß Abschnitt V der Richt¬

linien für den allgemeinen Inhalt der Arzt¬

verträge. Vom 27. Februar 1926 (RABl. 1926

S. 96).

Auf den Inhalt der Richtlinien im einzelnen

gehen wir weiter unten ein. An dieser Stelle

mtifi jedoch einiges darüber gesagt werden,

v. lche Rechtswirkung ihnen zukommt.

Schon die Bezeichnung „Richtlinien" deutet

daß sie in der Regel keine zwingenden
Rechtssatze sind. Sie stellen vielmehr eine

Norm dar, die für die Regelung der gegen-

s itigen Rechtsbeziehungen von den beider-

gen Spitzenverbänden, die im RA. vertreten

1. für angemessen gehalten wird. Als solche*

sen sie von den gesetzlichen Schieds-

inzen im Streit falle ihren Entscheide i-

zugrunde gelegt werden. Nur wenn die

• ien wichtige Gründe gegen die Anwendung

Richtlinien geltend machen, können die

tiodsinstanzen von ihnen abweichen. Sind

j doch die* Parteien einig, so brauchen sie

Richtlinien übe; haupt nicht beachten,

rn können in den Vertragen auch andere

Nütze anwenden. S. Ibstverständlich dürfen

•/widrige oder gvj m die guten Sitten ver-

? nde Abmachungen nicht iretroffen werden.

Der RA. selbst ist sich über die Tragweite
seiner Richtlinien nicht immer ganz im klaren

gewesen. So hat er z. B. seinerzeit aus¬

gesprochen, daß seine Bestimmungen über Arzt¬

system und Zulassung zwingendes Recht sein

sollten, eine Feststellung, die sich nach neueren

Anschauungen jedoch nicht ha'ten läßt. Eine

Ausnahme machen nur die Bestimmungen, die

kraft gesetzlicher Vorschrift zwingendes
Recht sein sollen. Dazu gehören z. B. die vom

RA. zu treffenden Festsetzungen über die Aus¬

nahmen von der Tragung des Arzneikosten-

anteils nach § 182a RVO., oder die Bestimmun¬

gen über die Errichtung von Vertragsaus¬

schüssen nach § 368k RVO.

Bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang

§ 368s RVO. Hiernach gelten die Bestimmungen

des Berliner Abkommens solange weiter, bis sie

vom RA. durch Richtlinien ersetzt werden. Der

RA. muß bei Erlaß der Richtlinien feststellen,

welche Bestimmungen des Berliner Abkommens

dadurch geändert oder aufgehoben werden.

Diese Feststellungen sind vom RA. auch schon

getroffen, aber noch nicht veröffentlicht

worden, so daß formell das Abkommen noch

weiter besteht, wenn es praktisch seine Wirk¬

samkeit auch verloren hat. § 368s RVO. stattet

das Berliner Abkommen mit Gesetzeskraft aus.

Dementsprechend entschied das Reichs¬

schiedsamt unter dem 16. Dezember 1926

(„Deutsche Krankenkasse" 1927 Sp. 90):

Die Richtlinien des RA. sind formell zwin¬

gendes Recht nur, soweit sie nach § 3ö8s Abs. 3

RVO. das Berliner Abkommen ersetzen. Dem¬

nach ist eine kollektiv,vertragliche Abweichung
— abgesehen von den Fällen, in denen die be¬

treffenden Richtlinien materiell zwingendes
Recht überhaupt nicht setzen wollen — jeden¬
falls insoweit zulässig, als einzelne Vorschriften

der Richtlinien weder bestimmt noch geeignet
sind, das BA. zu ersetzer

c) Entscheidungen des Reichs¬

schiedsamts. Der Rechtsprechung der

höchsten Instanz auf dem Gebiete des Kassen-

ürzterechts kommt natürlich auch für die Re¬

gelung künftiger Verträge Bedeutung zu. Zwar

beistehen Vorschriften Qber grundsätzliche Ent¬

scheidungen des Reichsschiedsamts nicht, im

Gegensatz zu der Regelung beim Reichsver¬

sicherungsamt (§§ 1710, 1693, 1790 RVO.). Eine

Ausnahme bildet nur $ 368q hinsichtlich der

Landesschiedsümter. Die Parteien haben jedoch

jederzeit die Möglichkeit, das Reichsschiedsamt

wegen einer grundsätzlichen Frage ($ 368m

Abs. 3, Ziffer () RVO) anzurufen, wenn ein

Schiedsamt einen vom Reichsschiedsamt auf¬

gestellten Grundsatz unbeachtet laßt Für ge¬

wöhnlich wird dann das R<eichsschiedsamt an

seinem Grundsatz festhalten, es sei denn, d

ue Momente auftauche.;. Die Entscheidungen
des Reichsschiedsamts werden derart zu einer

Rechtsqu« He, die an Wichtigkeit d< n anderen

in nichts nachsteht

Von den Rechtswirkungen der Entscheidungen
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der Schiudsinstanzen handelt § 368r. Sie sind

hiernach für beide Teile bindend. Kommt

eine Partei der Entscheidung — natürlich nur

der endgültigen — nicht nach, so haftet sie der

anderen für den entstandenen Schaden. Da-

ne-ben wird die- Krankenkasse durch Zwangs¬

maßnahmen der Aufsichtsbehörde zur Be¬

folgung angehalten. Ein Arzt, der der Ent¬

scheidung nicht nachkommt, kann auf Antrag

einer beteiligten oder ge*schüdigten Kasse wie

auch der beteiligten Aerzteorganisation bis zur

Dauer von fünf Jahren bei allen oder einein

Teil der Kassen der Schiedsamtsbezirke von

der Kassenpraxis ausgeschlossen werden.

IV. Der A r z t v e r t r a g.

Wir kommen jetzt zum wichtigsten Teil

unserer Arbeit, den „Richtlinien für den all¬

gemeinen Inhalt der Arztverträge" vom 12. Mai

1924 und allen anderen Vorschriften, die in

die Arztvertrage aufgenommen werden müssen.

Nach § JOS RVO muß der Arztvertrag

schriftlich abgeschlossen werden. Dabei ist

§ 126 de*s BGB., der nähere Ausführungen über

die gesetzliche Schriftform enthält, zu beachten.

Wie der RA. in der Einleitung seiner Richtlinien

betont, will er die Vertragsfreiheit der

Parteien gewahrt wissen, bindende Vorschriften

durch diek Richtlinien also nicht geben. Nur für

den Streitfall haben die Richtlinien die oben

im Abschnitt III b geschilderte bedingte Zwangs¬
wirkung.

a) V e r t r a g s f o r m. Die Richtlinien sehen

zwei Formen des Vertrages vor:

1. den Einzelvertrag,
2. den Kollektivvertrag.
1. Der E i n z e 1 v e r t r a ;; wird von der

Kasse oder dem Kassenverbande mit den ein¬

zelnen Aerzten geschlossen. Entweder kann für

jeden Arzt ein besonderer Vertrag ausgefertigt
werden; es kann aber auch derselbe Vertrag

von den einzelnen in Betracht kommenden

Aerzten unterschrieben werden. Vertrags¬

partner sind auch in diesem Falle die einzelnen

Aerzte. Jexier einzelne Arzt muß deshalb, wenn

er mit dem Vertrag nicht mekhr einverstanden

ist, besonders kündigen. Einzelverträge kommen

jedoch nur noch selten vor. Weit größere Be¬

deutung hat der

2. Kollektivvertrag erlangt, der heute

wohl die Regel bildet. Vertragsparteien sind

die* Kasse oder der Kassenverband und auf

Aerzteseite die kassenarztliche Organisation.

Als solche gilt die örtliche- Organisation der

Kassenärzte^ b/w. der Aerzte, die bereit sind,

Kassenpraxis zu treiben. Als Organisation in

diesem Sinne kommt jeweils nur eine in frage.

Bestehen mehrere am Ort, so kommt die

stärkere in Betracht.

Der Kollektivvertrag ist ein Mantelvertrag,
der elie Grundlage für die Einzelvertläge bildet,

die neben ihm nicht überflüssig werden. Er

ähnelt etwa dem Tarifvertrag, der von Arbeit-

geberorganisationen und Gewerkschaften ge¬

schlossen wird, und der ja auch für den ein¬

zelnen Arbeitnehmer erst dadurch Wirkung er¬

halt, daß er einen Einzelvertrag eingeht, d. h.

die Arbeit aufnimmt. Vom Tarifvertrag unter¬

scheidet sich der kassenärztliche Kollektivver¬

trag jedoch grundsätzlich dadurch, daß di*-

Aerzte nicht Arbeitnehmer der Kassen werden,

sondern rechtlich ihre Stellung als freie Ge¬

werbetreibende behalten.

Der Kollektivvertrag zerfällt in zwei Teile:

aa) den obligatorischen Teil,

bb) den normativen Teil.

aa) Der obligatorische Teil faßt die¬

jenigen Bestimmungen zusammen, dio nur von

den Vertragsparteien selbst, also der Kasse und

der Aerzteorganisation, durchgeführt werden

können. Das sind z. B. die Vorschriften Qber

die Rechnungs- und Reze*ptprüfung, das ver¬

tragliche Schiedsgericht, die Nachunter¬

suchungen usw.

bb) Der normative Teil dagegen ent¬

halt die Bestimmungen, die nur die einzelnen

Aerzte durchführen können, also z. B. über die

Behandlung selbst usw. Er bezeichnet die

Normen für die abzuschließenden Einzelar/t

Verträge. Der Abschluß erfolgt derart, daß der

einzelne Arzt einen Verpflichtungs-
schein unterschreibt, durch den er den Kol¬

lektivvertrag als von ihm in eigener Person ge¬

schlossen anerkennt und sich ihm unterwirft.

Damit gehen die Vorschriften des Kollektiv¬

vertrages in den Einzelvertrag ein. Dabei ist

nicht erforderlich, daß der Arzt selbst Mitglied
der Organisation ist. Auch ein außerhalb der

Organisation stehender Kassenarzt muß den

Verpflichtungsschein unterschreiben. Eine Vor¬

schrift, daß nur organisierte Kassenärzte an deT

Praxis teilnehmen, verstößt gegen die Reichs¬

verfassung, weil sie einen Koalitionszwang ent¬

hält. Dieser ist verboten; die Vorschriften hier¬

über sind nichtig. Entstehen der Aerzteorgani¬
sation Kosten aus der Durchführung des Ver¬

trages, z. B. aus der Prüfung der Verordnungs¬

weise usw., so muß sich der nichtorganisierte
Arzt allerdings gefallen lassen, daß er zu den

Kosten herangezogen wird.

b)Vergütungder Aerzte. Nach §368e
RVO. soll der RA. Richtlinien über Art und

Höhe der Vergütung für die ärztlichen Leistun¬

gen aufstellen. Der Einfachheit halber sind sie

als Abschnitt IV in die Richtlinien über den

Arztvertrag mit aufgenommen, doch sind dab» i

Bestimmungen über die Höhe des Entgelts
nicht getroffen und auch später nicht zu¬

stande gekommen. Die Richtlinien lassen zwei

Arten der Vergütung zu:

1. nach Einzelleistungen,
2. nach einem Pauschsystem.
Die' Vergütung umfaßt nur die Bezahlung de

Kassenärzte; andere Aerzte, die* z. B. für aus¬

wärts Erkrankte herangezogen werden, sind b»

sonders zu honorieren. Wenn die Kasse d
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subung kassenärztlicher Tätigkeit verlangt,

mub sie dafür auch die Bezahlung in vollem

Umfang übernehmen. Die Aerzte brauchen sich

B. nicht darauf einlassen, daß sie für die Be-

tdlung von Familienangehörigen die* halben

Koste von der Kasse* erhalten, während

• ungsgemäfi die andere Hälfte von den Ver¬

sich n-n zu tragen ist. Sie können volle Be¬

ug von der Kasse verlangen, oder die Be-

idlung auf Kassenkosten überhaupt ablehnen.

1. Einzel leistungen. Sie werden nach

staatlichen Gebührenordnung berechnet.

Richtlinien nehmen mehrfach Bezug auf die

frische Gebührenordnung. Das bedeutet

loch nicht, daß unter aüen Umständen dies«*

ihrenordnung angewandt we rden mühte-.

( It in einem Lande eine andere Gebühren-

dnung, so ist diese anzuwende n.

Um der Ueberarztung vorzubeugen ist bei

B» ahlung nach Einzelleistungen örtlich e*ine*

e n z u n g zu vereinbaren. Der RA. nennt

i B< grenzungsarten:
) Im Gesamtdurchschnitt aller Aerzte und

handelten Kranken ein Mehrfaches der Be-

itungsgebühr als Gesamthonorar je Krank¬

itsfall.

bb) Eine örtlich zu berechnende Zahl von

Beratungen und Besuchen auf alle Krankheits-

: ille des einzelnen Kassenarztes im Viertel-

' ihr.

..
Die'se Begrenzungsart ist die häufigste.

geht aus von dem Begriffe des „Knmkheits-

', den der RA. aufgestellt hat (siehe Leh-

nn Seite 116 Anmerkung 4). Sind z.B. 4,5

ttungsgebühren als Begrenzung vereinbart

iden und hat ein Kassenarzt 200 Kränkln its-

föl im Vierteljahr behandelt, fiir die* er

1100 RM. berechnet hat, so ergibt sich folgende*

(hnung:

4,5 Beratungsgebühren h I,— RM.=4£0RM.
200 Krankheitsfälle h 4,50 RM. ss 900,— RM.

Berechnet wurden .... 1100, -RM.

mithin zu streichen 200,— RM.

bbi Diese Begrenzungsart verschwindet

in mehr. Sie is: auch sehr unpraktisch
soll deshalb nicht näher erläutert werden.

iJi" vorgenannten Begrenzungsarten sind nur

piele; es können auch andere Arten an-

indt werden. Das Reichsschiedsana hat aber

(schieden, daß eine Begrenzung der Einzel¬

ngen durch e-ir Kopf« oder Beitrags-
>chale ode-r nach einem Hunderts.it/ dei

ssenausgaben wede r als angemessen noch

zweckmäßig gelten kann.

Ausgenommen von der Begrenzung sind die

hleistungen, Wegegebühren, Operationen,
im allgemeinen nur klinisch ausgeführt

en, und Krankenhausbehandlung. Die Sach¬

ingen sind vom RA. genau bezeichi

h ro ann Seite 118).
Ausgenommen von der B

. enzung sollen

t im dlgemeinen die Aerzte sein, di e im

Vierteljahr nicht mehr als hundert, bei länd¬

lichen Verhältnissen fünfzig Krenke behandelt

haben.

Die Einführung mehrerer Begrenzungssysteme

nebeneinander ist für zulassig gehalten worden.

Auch die Verschiedenartigkeit z. B. des ärzt¬

lichen Fachs kann bei der Begrenzung besonders

berücksichtigt werden.

2. Pauschalsysteme. Auch hier unter¬

scheiden die Richtlinien zwei Arten:

aa) Fallpauschale,
bb) Kopfpauschale,

ohne jedoch andere Pauschalsysteme auszu¬

schließen.

aa) B t% i m Fallpausch a 1 e* wird für je den

vom Arzte* behandelten Krankheitsfall ohne

Rücksicht auf seine- Schwere usw. ein bestimmter

Betrag gezahlt.

bb) Be im Kopfpauschale wird ohne

Rücksicht auf die Schwere der einzelnen Falle

ein auf den Kopf de*s durchschnittliehen Kassen-

mitgliedes berechneter Betrag an die ärztliche

Organisation gezahlt, die die* Verteilung auf die

einzelnen Aerzte vornimmt. Die* Verteilung kann

aber auch durch die Kasse erfolgen. Das Kopf¬

pauschale* wird berechnet nach der Morbiditäts¬

ziffer der Kasse (Zahl der Behandlungsfälle auf

di'n Versicherten im Jahre) und dem Durch¬

schnitt der auf den einzelnen Fall entfallenden

Leistungen. Das Berechnungsbeispiel sieht etwa

so aus: Die Kasse habe eine Morbiditätsziffer

von 1,5. d. h. jeder Versicherte erkrankt im

Durchschnitt im Jahre 1,5 mal. Auf den Krank¬

heitsfall habe sich ein Betrag von 4,5 Beratungs-

gebühren =4,50 RM. als ausreichend erwiesen.

Dann ergibt sich für das Kopfpauschale:
4,50 RM. X 1,5 — 6,75 RM. je Kassenmitglied.
Für verheiratete Versicherte* soll ein Mehr¬

faches des für Unverheiratete geltenden Pau¬

schales als Abgeltung für die Familienbehand¬

lung gezahlt werden. Es kann aber auch all¬

gemein ein Zuschlag zum Pauschale* gezahlt

werden, so daß sich das Kopfpauschale ent¬

sprechend erhöht. Letzteres ist das System, das

wohl am häufigsten vorkommt.

Nicht in den Richtlinien erwähnt, aber noch

läufig angewendet wird folgendes System: Es

wird e*in Kopipauschale* für die* Unverheirateten

gezahlt. Die Aerzte stellen die Rechnungen nach

Einze (leistungen auf. Dann wird ausgerechnet,
welcher Betrag hiernach auf die Einzelleistungen

entfallt. Diese Beträge werden auch füi die*

Rechnungen für Famüienangehörige, die eben¬

falls nacl Einzelleistungen aufge stellt sind,

gezahlt.
Durch dasPauscl sollen in der Regel alle

ärztlichen Leistungen, also auch die der Fach¬

ärzte, Nachth istungen, Geburtshilfe usw. ab-

[ »Iten werden. Ausgenommen sind Sach¬

leistungen, Krankenhausbehandlung unel Wege-

gebühr i .

>. Wegegeld. Mit der Regelung der Wege¬

gebühren- di'- auch die füi Zeitversäumnis um-
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fassen soll, befassen sich die Richtlinien sehr

ausführlich. Entweder sollen die Wegegelder

nach Doppelkilometern (Hin- und Rückfahrt)

berechnet oder es soll auch hier ein Pauschale

gezahlt werden. Innerhalb aes Wohnortes des

Arztes sollen keine Wegegebühren berechnet

werden, ebenso nicht ber Ueberlandbesuchen

von weniger als 2 km Entfernung« Wird dem

Arzt das Fuhrwerk gestellt, so darf er kein

Wegegeld, wohl aber den Zeitaufwand be¬

rechnen, der mit einem Drittel de*s Wegegeldes

angesetzt wird.

Das Wegegeld darf, wenn mehrere Kranke

auf einer Wegstrecke besucht werden, nur für

den entferntest wohnenden berechnet werden.

Bei Wegabzweigungen können die Kilometer-

Unterschiede angerechnet werden. Werden

mehrere Kranke verschiedener Kassen oder

auch Privatpatienten mit besucht, so sind die

Kosten entsprechend zu verteilen.

Eingehend befassen sich dann die* Richtlinien

noch mit Sparmaßnahmen be*i den Wege¬

gebühren. Sie hier aufzuführen würde zu weit

führen. Es sei auf die Richtlinien selbst ver¬

wiesen (Lehmann S. 122). Etwas ausführlicher

müssen wir aber auf eine im Gesetz selbst

(§§ 369a bis c RVO.) vorgesehene Sparmaß¬
nahme eingehen, die Bildung von Arztbezirken.

Arztbezirke können von Kassen mit

räumlich weit ausgedehntem Bezirk zur Ver¬

meidung von Fuhrkosten gebildet werden.

Jeder Bezirk wird einem Arzt zugeteilt, der nun¬

mehr allein berechtigt ist, die Besuchspraxis in

diesem Bezirke auszuüben. Die Bezahlung

anderer Aerzte kann die Ka«se dann ablehnen.

Die Kasse soll zunächst bei der Bildung von

Arztbezirken die bisher für sie tätigen Aerzte

und ihre örtliche Organisation um Vorschläge

ersuchen. Geht kein Vorschlag ein, oder können

sich Kasse und Aerzte nicht einigen, so ent¬

scheidet das Oberversicherungsamt über Ab¬

grenzung und Zuteilung der Bezirke. Die Bildung

von Arztbezirken überhaupt abzulehnen ist das

Oberversicherungsarnt nicht berechtigt. Die

Entscheidung ist endgültig.
4. Auswärtige Aerzte und Kassen.

Die im Bezirk eines Versicherungsamts verein¬

barten Vergütungen sollen auch für Mitglieder

auswärtiger Kassen gelten, die ihren stän¬

digen Wohnsitz in die-se*m Bezirke haben.

Die Vorschrift gilt allerdings nur, wenn sie in

dem Arztvertrag aufgenommen ist. Das kann

z. B. schon dadurch geschehen, daß der Arzt¬

vertrag einen Passus enthält, wonach die Be¬

stimmungen des RA. im übrigen gelten sollen.

In solchem Falle stellt die Bestimmung einen

Vertrag zugunsten Dritter, nämlich der aus¬

wärtigen Kasse dar. Ob dies« Kasse die Rechte

aus diesem Vertrag selbst geltend machen kann,

ist jedoch höchst zweifelhaft: Zweckmäßig wird

sie nötigenfalls die am Vertrage beteiligte Kasse

darum ersuchen müssen, dafür zu sorgen, daß

der Arzt den Vertrag innehält.

Für die Behandlung von Versicherten aus¬

wärtiger Kassen, die nach § 219 RVO. über¬

wiesen werden, sollen die gleichen Sätze wie

für Mitglieder der aushelfenden Kasse gezahlt

werden, wenn die Kasse nach Einzelleistungen

bezahlt. Zahlt sie jedoch Pauschsätze, so gelten

die Mindestsätze der Preußischen Gebühren¬

ordnung.
5. Die Rechnungsstellung soll je

nach Vereinbarung monatlich oder viertel¬

jahrlich erfolgen. Ue^ber die Einreichungs- und

Zahlungsfristen sind besondere Abmachungen

zu treffen. Die Kasse prüft die Rechnungen vor

und übergibt sie dann dem Prüfungsausschuß

zur sachlichen Nachprüfung.

c) Pflichten der Kassenärzte. Sie

sind ausführlich in Abschnitt VII der Richt¬

linien aufgezählt und dort im einzelnen so klai

erläutert, daß sie hier nicht weiter behandelt

werden brauchen.

d) Durchführung des Vertrages.

Zu einer ordnungsmüßigen Durchführung d s

Vertrages sind verschiedene Organe vorgesehen.
Es sind dies:

1. der Arztausschuß,

2. der Prüfungsausschuß.
1. Arzt ausschuß. Er besteht aus einer

gleichen Zahl von Aerzten und Kassenvertretern

und soll allgemeine Arzt- und Knssenangelegen-
heiten erledigen und das gedeihliche Zusammen¬

arbeiten der Kasse und Aerzte fördern. Auch

soll er auf die dauernd unter- oder nicht¬

beschäftigten Aerzte einwirken, daß sie auf di"

Kassenpraxis verzichten. Bei Streitigkeiten übe*r

Auslegung und Ausführung des Vertrages fun¬

giert der Arztausschuß als vertragliches

Schiedsgericht. Können sich die Mit¬

glieder über die Streitfrage nicht einigen, so

wählen sie einen unparteiischen Obmann. Ist

auch darüber keine Einigung zu erzielen, so

wird der Leiter des Versicherungsamts gebeten,
den Vorsitz zu übernehmen oder einen Obmann

zu bestellen.

Die Entscheidungen des vei traglichen Schieds

gerichts sind endgültig und binden beide Teil»

Etwaige Kosten trügt der unterliegende Teil

Bei vermögensrechtlichen Angelegenheiten bleibt

jedoch der ordentliche Rechtsweg offen.

2. Der Prüfungsausschuß (Kontroll¬
kommission, Nachuntersuchungskommission)
wird von der Aerztevertretung (Aerzteorgani

sation) bestellt. An seiner Tätigkeit ist die

Kasse durch ihre Vertrauensärzte zu beteilige
die im Ausschuß volle Rechte haben. Der

Prüfungsausschuß ist als Organ de^s Arztaus

Schusses zu betrachten. Für seine Tätigkeit h

der RA. besondere Richtlinien aufgestellt, die

im Reichsarbeitsblatt 1926, S. 96, veröffentlicht

sind (Lehmann S. 170). Seiner Nachprüfur.

unter legen

die' Bescheinigung der Arbeitsunfähigkeit,

die Verordnung von Arznei- und Heilmitteln,
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die Art und Zahl der ärztlichen Leistungen

und das dafür berechnete Honorar,

die UeberWeisungen an Krankenhäuser.

Die Nachuntersuchungen auf Arbeitsunfähig-

irit erfolgen durch besondere Prüfärzte, deren

Kosten die Kasse zu tragen hat, wenn sie die

¦ chuntersuchung veranlaßt. Im übrigen stellt

d
.

Prüfungsausschuß auch fest, ob die Aerzte

füi ine unzweckmäßige Verordnungsweise usw.

reßpflichtig gemacht werden können.

r Sonstigerlnhalt desVertrages.

den Vertrag können auch Bestimmungen

er das Arztsystem, die Zulassung von

A .rzten u. ü. aufgenommen werden. Geschieht

d 1^. so sind diese Bestimmungen auch vor den

S hiedsinstanzen besonders bei der Zulassung

a Kassenärzten zu beachten. Besondere

.. htigkeit haben in diesem Zusammenhang

Abbaubestimmungen für Kassenärzte er-

gt, die in eine Reihe von Arztverträgen auf-

ommen wurden.

' Dau^r des Vertrages. In der Regel

Hen die Arztvertrüge auf ein Jahr mit viertel¬

jährlicher Kündigungsfrist geschlossen werden.

:e>igt keine Kündigung, so soll der Vertrag

regelmäßig mit gleicher Kündigungsfrist auf ein

Jahr weiterlaufen.

ff) Nachwirkung des Vertrages.

Auch wenn ein Vertrag ordnungsmäßig ge-

• fadigt wird, ohne daß es gelingt, bis zu seinem

Ablauf einen neuen Vertrag zu schließen, sind

Beziehungen zwischen Aerzten und Kassen

nicht erloschen Nach Artikel 2 Abs. 4 und

Artikel 4 der Ausführungsbestimmungen des

R< ie hsarbeitsministers vom 14. November 1924

(RGBl. I S. 743) sind vielmehr die Aerzte ver¬

pflichtet, ihre Tätigkeit inzwischen zu den bis¬

herigen Bedingungen fortzusetzen. Die Kassen

dagegen müssen, ebenfalls nach den bisherigen

Bedingungen, die ärztliche Tätigkeit annehmen

1 sie vergüten. Die Bestimmungen sollen

Kindern, daß wegen Vertragsstreitigkeiten
die arztliche Versorgung der Versicherten ge¬

fährdet wird. Da sie auch im Falle einer frist-

n Kündigung der Vertrüge gemäß § 626

BI iB. gelten, haben sie diese Aufgabe, bis jetzt

wenigstens, auch im wesentlichen erfüllt. An

Kündigung selbst ändern sie nichts, ein ge¬

kündigter Arztvertrag bleibt trotz der Nach-

kung gekündigt. L>as ist insbesondere des-

von Bedeutung, als die Schiedsinstanzen

Wirkung des neuen Vertrages auch in die

vor ihrer Entscheidung zurückdatieren

men. Sie können dabei bis auf den Termin

urückgehen, an dem der aite Vertrag durch

digung exler Fristablauf ordnungsmäßig
I Bei dem Reichsschit<lsamt hat sich

ch die Uebung herausgebildet, den neuen

'rag mit dem I. desjenigen Vierteljahrs be-

• n zu lassen, in dein das Schiedsamt seinen

ch gefallt hat.

V. Der vertraglose Zustand.

Trotz der Vorschriften über die Nachwirkung

des Arztvertrages besteht immer noch die Mög¬

lichkeit eines vertraglosen Zustandes, z. B. dann,

wenn sich sämtliche oder soviel Kassenärzte

aus dem Aerzteregister streichen lassen, daß

die übrigbleibende Zahl für die ordnungsmäßige

Versorgung der Kassenmitgliedei nicht mehr

ausreicht. Für diesen Fall treffen die §§ 370,

370a Vorsorge. Hiernach ermächtigt das Ober¬

versicherungsarnt die Kasse widerrruflich,

statt der ärztlichen Versorgung

eine bare Leistung zu gewähren. Den

Versicherten bleibt es dann überlassen, sich

die ärztliche Hilfe selbst zu besorgen. Die

Durchführung dieser Bestimmungen im ein¬

zelnen regeln die §§ 7 bis 24 der „Verordnung

über die Krankenhilfe bei den Krankenkassen"

vom 30. Oktober 1923 (RGBl. I S. 1054). Nach

§ 15 dieser Verordnung muß die Kasse den Ver¬

sicherten die nachgewiesenen Kosten bis zu

einem Höchstsatz erstatten. Er beträgt, falls

die Kasse Grundlohnstufen hat, ein Sechstel

der Höchstgrenze des Grundlohns, sonst ein

Sechstel des höchsten Tariflohnes für gelernte
Arbeiter im Kassenbezirk. Mit Zustimmung des

Oberversicherungsamts kann auch ein anderer

Höchstsatz festgesetzt werden. Die Barleistung

ist für jeden Tag der Arbeitsunfähigkeit, bei

arbeitsfähigen Kranken jedoch nur für den Tag

zu bezahlen, an dem ärztliche Hilfe in Anspruch

genommen wird. Bei schweren Operationen
und sonstigen Ausnahmefüllen kann der Kassen¬

vorstand auch über diese Sätze hinausgehen.
Kann der Versicherte die Kosten nicht nach¬

weisen, so wird statt dessen ein mit Zustimmung

des Versicherungsamts festgesetzter Betrag

gewährt.
Bei Entbindungen und bei Schwangerschafts¬

beschwerden werden die Mindestsätze der

Preußischen Gebührenordnung erstattet.

Außer diesen Sätzen müssen die Arztkosten

erstattet werden, und zwar ebenfalls im nach¬

gewiesenen Betrage, höchstens jedoch bis zu

einem Zwölftel der höchsten Grundlohngrenze

oder des höchsten Tariflohnes.

Die Kasse kann auch ohne Zustimmung des

Versicherten ihn in ein Krankenhaus einweisen.

Bei Familienkrankenpflege gehen dieselben

Vorschriften.

Im übrigen muß aber der Kassenvorstand für

schnellste Beendigung des vertragslosen Zu¬

standes dadurch sorgen, daß er die gesetzlichen
Schiedsinstanzen anruft. Wenn sich sämtliche

Aerzte aus dem Arztregister streichen lassen,

ist damit allerdings nichts zu erreichen. Es

blie*be dann nichts anderes übrig, als andere

Aerzte heranzuziehen, eventuell Aerzte fest an¬

zustellen. — Die Bezeichnung des vertraglosen

Zustandes mit „Aerztestreik" ist zwar gericht¬

lich als zutreffend bezeichnet worden, sie kann

aber, da die Aerzte keine Arbeitnehmer sind,

nicht als unbedingt richtig gelten.
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Die Entrichtung von Beiträgen zur Invalidenversicherung
für zukünftige Zeiträume.

Von Regierungsrat Dr

Während
die nachträgliche Leistung

von Beiträgen /ur Invalidenversicherung

in der Reichsversieherungsordnung (zu vergl.

deren g§ 1442 ff.) eine eingehende Regelung
erfahren hat, finden sieh in ihr keine- Vor-

schriften, welche* sieh mit einer Entrichtung

von Beiträgen füi zukünftige* Zeitabschnitte

belassen. Mittelbar wird die- Zulässigkeit

dieser Art ehr Beitragsleistung jedoch, wie die

Vorschriit des § 1428 a. a. O. ergibt, in d*^r

RVO. vorausgesetzt Nach dieser Vorschriit

entrichtet der Arbeitgeber die Beitrüge, indem

er „bei der Lohnzahlung" für die Dauer der

Beschäftigung Marken nach der Lohnklasse

des Versicherten in die Quittungskarte* klebt.

Damit ist, da die Lohnzahlung der versiche¬

rungspflichtigen Beschäftigung voran gehen

kann, insoweit e*ine> Verpflichtung des Arbeit¬

gebers zu einer der Arbeitsleistung voraus¬

gehenden Entrichtung der Beiträge* für seine*

versiche-rten Arbeitnehmer ausgesprochen. Das

Vorliegen dieser Verpflichtung schließt aber

die* Zulassigke-it einer entsprechenden für die

Zukunft bestimmten Beitragsleistung ohne* wei¬

teres in sich. Allerdings erstreckt sich diese

giundsützliche Anerkennung der rechtlichen

Möglichkeit e*iner Beitragsleistung für zukünf¬

tige Zeiträume^ an sich nur auf den ange*ge-

benen verhältnismäßig kh*inen Teil der als mög¬

lich in Betracht kommenden Fälle. Es dürfte

jedoch ke*in Bedenken bestehen, sie* als Aus¬

fluß eines allgemeineren Rechts<gedankens über

den bezeichne ten engen Kreis hinaus gelten zu

lassen und namentlich auch diejenigen Fülle

nicht auszuschließen, in denen es sich um die

Entrichtung freiwilliger Beiträgt- handelt. Ins¬

besondere* kann aus dem Wesen der Beitrags¬

ie istung Gegenteiliges nicht entnommen wei¬

den, mag diese* auf Gnrnd der Versichcrungs-

pflicht oder freiwillig erfolgen. Hinsichtlich der

Entrichtung von Pflichtbeiträgen ist dement¬

sprechend auch vom Reichsversiehe rungsamt

in der grundsätzlichen Revisionsentscheidung
1171 (Amtl. Nachr. des RVA. 1904 S. 624) be¬

reits ausgeführt worden, daß dei Arbeitgeber

i icht unbedingt bis zur Lohnzahlung mit der
m^ |

Entrichtung der Pflichtbeiträge für seine- Ar¬

beitnehmer zu warten brauche-. Wenn auch

/. B. jährliche Lohnzahlung vereinbart worden

sei, könne doch die- Be itragM ntr ichtung schon

früher füi die vorangeleistete Arbeit, etwa

monatlich erfolgen, also zu einer Z<it, wo noch

kein Lohn gezahlt worden sei. Die grundsätz¬
liche Zulässigkeil der Entrichtung freiwilliger
Beitrags hat das RVA. aus Anlaß eine-s Einzel¬

falls irr der grundsätzlichen Revisionsentschei-

l 1361 (Amtl. Nachr. des RVA. 1909 S.419)

»rl
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bejaht. Dort ist ausgeführt, es sei unbedenk¬

lich, anzunehmen, daß, wenn eine zur f<

willigen Versicherung befugte Person eine Drei-

zehnwochenmarke verwende unter Umstünden,

die die* Anrechnung dieser Beiträge auf die

Vergangenheit ausschließe*, diese Beiträge mit

dern Ablaufe der dreizehnten Woche seh d« r

Verwendung volle Rechtsgültigkeit erlangen,

sofern zu diesem Zeitpunkt die* gesetzliche!
Voraussetzungen der freiwilligen Versicherung

noch gegeben seien.

OB Beitrüge- auf Zeiträume anrechenb

sind, die in die* Zeit nach der Beitragsleistung

fallen, hängt in erster Linie von dem Wille*!

des Leistenden zur Zeit der Beitragsentrich¬

tung ab. Bei der Auslegung dieses Willens

sind alle in Betracht kommenden Umstand,

zu verwerten. Deren Beurteilung hat im große

ganzen nach denselben Auslegungsre*geln zu

erfolgen, die auch für das bürgerliche Recht

gelten. Wie das RVA. in der grundsätzlichen
Revisionsentscheidung 1714 (Amtl. Nachr. des

RVA. 1913 S. 515) in dieser Hinsicht aus¬

geführt hat, sind nach den Grundsätzen des

bürgerlichen Rechts bei der Auslegung eine;

Willenshandlung namentlich der wirtschaft¬

liche Zweck des Geschäfts und die tatsächliche

Erfahrung des Lebens zu berücksichtigen, und

es ist davon auszugehen, daß der handelnd.

Nichtjurist die zur Verwirklichung seines prak¬
tischen Zweckes bestmöglichen Mittel des zu¬

treffenden Rechts will. Die Uc*bertragung dies*

Auslegungsregeln auf das Gebiet der Beitrags¬

leistung in der Invalidenversicherung wird z. B

im allgemeinen die Annahme ausschließen, dal

ein Arbeitgeber einen von ihm geleisteten

Beitrag füi die Zukunft habe entrichten wollen,

wenn er für denselben Arbeitnehmer noch für

die* Vergangenheit Pflichtbeiträge zu leist

hatte (zu vgl. auch § 30f) Abs. 2 des Bürger
liehen Gesetzbuches). Bei den vom Versicher¬

ten geleisteten freiwilligen Beiträgen wird ent

sprechend den dort gegebenen Verhältnissen

namentlich mit geprüft werden müssen, oh

etwa noch zurückliegende oder laufende Ar

wartschaftsfristen zu decken waren. Trifft di»

zu, so wird im allgemeinen vermutet werden

können, dali der Versicherte- die Absicht gehabt

habe, ntit seinem Beitrag elie- Anwartschaft

den betreffenden Anwartschaftszeiträumen auf¬

rechtzuerhalten oder sie im Falle* ihres bere

«ing< tretenen Verlustes wiederherzustelk

Denn, wie i:> d< r erwähnte i Revisionsentsche

düng 1714 ausgeführt ist, dient die* freiwillige

Versicherung wesentlich der Erhaltung der An¬

wartschaft und damit der Wahrung der Rech:

des Versicherten der Versicherung übe:-



>t. Von diesem letzteren Gesichtspunkt

>_ kommt es aber zunächst auf die Deckung

fender oder bereits abgeschlossener An-

itschaftsfristen und erst in zweiter Linie auf

Belegung zukünftiger Anwnrtschaitszeit-

rme oder sonstiger Zeitabschnitte mit Be i-

smarken an. Im übrigen ist bei allen diesen

legungsregeln zu bedenken, daß, wie* in der

führten Revisionsentscheidung 13b7 dar-

t ist, das Gesetz dem freiwillig Ver-

hernden in weiten Umfang Bewegungsfrei-
hinsichtlich der Zeiträume*, für welche die

sleistung erfo gen soll, läßt und daß es

ieser Beziehung weder eine Erklärung noch

h nur einen bestimmten Willen des Ver¬

tierten verlangt, immerhin wird auch nicht

ten ein bestimmter Wille des Markenver-

ders in den Ent\ ertungsdaten der Beitrags¬

ken zum Ausdruck gelangt sein (zu vergl.

1431 Satz 2 RVO.). Allerdings bleibt Kmn

1 tili zu Fall zu prüfen, ob nicht etwa die

v.ertungsdaten willkürlich gewählt wurden.

Die hiemach für den Leistenden bestehende

\( hkeit, nach seinem Belieben be i der

Beitragsentrichtung die Zeiten zu bestimmen,

füi welche die Beiträge» gelten sollen, findet

i h ihre Grenze darin, daß während

* r Zeiträume die* Befugnis des Leistenden

ru ehr erfolgten Beitragsentrichtung noch be¬

te n muß. Ob dies der Fall ist, hängt von

• meinen Grundsätzen ab und kann hier

i ie ht näher erörtert werden. Erwähnt sei nur

Unzulässigkeit der Belegung eines durch

ige oder Ersatztatsachen schon anderweit

d ckten Zeitraums oder der Entrichtung liei-

ger Beitrüge nach Eintritt des Versiehe -

.

sfalls. Anderseits mag hervorgehoben war¬

en, daß im Falle der Leistung von Pflicht¬

trägen vor der Lohnzahlung das Ausbleiben

Lohnzahlung die Beiträge nicht ohne wei-

es unwirksam weiden läßt, da unter Um-

den auch schon der Anspruch auf

Lohn zur Begründung der Versicherungs-
i ht genügt (zu vergl. die erwähnte* Revi-

ntscheidung 1171). Liegen Hinderungs-

de der bezeichneten Art wahrend der Zei-

: il welche die Beiträge nach dein Willen

L istenden entfallen sollen, vor, so wird

sie die Anrechenbarkeit der Beiträge aui

Zeiträume ausgeschlossen. Soweit bei d-r

Beitragsentrichtung die Möglichkeit des Ein¬

tritts solcher Hinderungsgründe zu den be¬

zeichneten Zeitabschnitten gegeben ist, kann es

sich also nur um eine bedingt wirksame Wil¬

lenserklärung des Leistenden handeln. Aller¬

dings bedeutet der Ausfall der Bedingung noch

nicht ohne weiteres die Unwirksamkeit der

Beitragsleistung selbst. Es bleibt vielmehr in

solchen Fällen unter Umständen noch zu

prüfen, ob nicht entsprechend dem ausdrück¬

lichen oder zu vermutenden Willen des Lei¬

stenden der Beitrag auf einen anderen Zeit¬

raum angerechnet werden kann. Bei Beiträgen,

die» nach der Absicht des Leistenden für Zeiten

einer
.

i warteten zukünftigen versicherungs¬

pflichtigen Beschäftigung entrichtet wurden,

kann nach S 1446 a. a. O. auch deren An¬

rechenbarkeit als freiwillige Beiträge auf diese*

Zeiträume in Frage kommen, wenn sich nach¬

träglich ergibt, daß eine versicherungspflich¬

tige Beschäftigung- wahrend der bezeichneten

Zeitabschnitte nicht stattgefunden hat.

Die praktische Bedeutung der Beitragsleistung

für zukünftige Zeitabschnitte* besteht hauptsäch¬
lich darin, daß mit ihr die Möglichkeit eröffnet

ist, in einem gewissen Umfang einem Anwart¬

schaftsverlust für spätere Anwartschaftsfristen

von vornherein vorzubeugen. Dem steht aller¬

dings die Gefahr gegenüber, daß es aus den

erörterten Gründen nicht zu der beabsichtigten

Anrechenbarkeit der Beiträge kommt oder daß

im Rentenverfahren die Absicht des Marken¬

verwenders nicht hinreichend erkennbar ist.

Dieser letzteren Gefahr wird aber im allge¬

meinen dadurch begegnet werden können, daß

die* Marken entsprechend der Regel des § 1431

Satz 2 a. a. O. nach ihrer Verwendung mit

dem Entwertungsdatum des letzten Tages des¬

jenigen Zeitraums versehen werden, für wel¬

chen sie gelten sollen. Dabei müssen natürlich

diese* Zeiträume so gelegt werden, daß sie sich

auf die* sich aus der betreffenden Quittungs¬

karte ergebenden zukünftigen Anwartschafts¬

fristen (und gegebenenfalls auf den noch laufen¬

de n Anwaltschaftszeitraum) zweckmäßig ver¬

teilen. Soll für eine* längere Zeit durch die

Beitragsentrichtung Vorsorge getroffen werden,

so wird sich mit Rücksicht auf di<* begrenzte

Aufnahmefähigkeit der zu benutzenden Quit-

tungskarte unter Umständen empfehlen. Zwei-

woc henmarken zu verwenden.

Knappschaftsrecht oder Rechtsprechung.
Von W. B u r m eis t e i

,
Bochum.

Ure Knappen bilden in der knappsehaft¬
lichen Versicherung eine- Rechtsge mein-

Ihr Wille und ihre gesunden Forderun-

n der Versieht rung die Gestaltui g

•n nd jeder fremde Wille-, der sich hinei

t, die Art und Weise zu bestimmen, wie*

i . . ihren II uptfornv z. B. dem Be¬

darstellen soll,ii dir Berufsunfähi :t

ist a b z u 1 < Im e n.

Als nach der Aufhebung de-s Sozialist« n-

:/< s m U tig e Bergarbeiter zerm ( rsten-

mal als Knappschaftsälteste in Erscheinung

traten, konnten sie* mit ihrem guten Willen

unsozial Machtstellung des Unter-
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nehmertums, das allein das praktische Knopp-

schaftsrecht gestaltete, nicht durchbrechen.

Sie gingen mit den berechtigten Ansprüchen

der Mitglieder zu den ordentlichen Gerichten.

Große Knappschaftsprozesse fanden statt, die

eine allgemeine Diskussion unter den Berg¬

arbeitern in ihren Versammlungen auslösten.

Die Richter wagten es nicht, ungerecht zu

urteilen, und so kam es, daß der bisherigen

Willkür Schranken gesetzt wurden. Der

tendenziösen Auslegung von Satzungs-

bestimmungen wurde* ein Riegel vorgeschoben;

Anrechnung ariderer Renten auf die Knapp-

schaitsrenUn oder Kindergelder wurden durch

Gerichtsurteil aufgehoben und durch

diese Urteile* das einseitig von den Unter¬

nehmern gegebene Knappschaftsrecht korrigiert.

Niemals kam aus den dumpfen Stuben der

früheren Obe rbergümter oder aus dem Handels¬

ministerium ein Gestaltungswille zugunsten

der Versicherten. Als die Schiedsge¬

richte- und die» Knappschafts-Oberversiche-
rungsämter wirkten, war der gute* Cie*danke,

der sie leiten sollte*, sofort tot, als die Vor¬

sitzenden dieser Versicberungsbehörden aus

dem Personenkreds genommen wurden, die bei

den Aufsichtsbehörden tätig waren.

Noch hente herrscht bei diesen Versiche-

rungsbehörden die Grundtendenz, die in der

alten kaiserlichen Verordnung lag und

ihnen Richtung zum Handeln gab. Nur mildern

können die* paar Beisitzer aus fortschrittlichen

Arbt iterkreise n diese Urteile. Wenn dabei das

Unternehmertum in der Schiedsgerichtsnrbeit
eine* Beseitigung sedner alleinigen Macht

in der knappschaftlichen Rechtsgestaltung sah,

so verlor es bei der Aufgabe* de r Bestimmung

über den einzelnen Versicherungsfall

wenig, es überließ Um der Versicherungs-

be*hörde in der Annahme, daß diese» srhon in

seinem Geiste wirken würde. Es wandte sich

mehr dem Sammelbecken der Beitrag»*

gelde r zu. das es Rückversicherungsanstalt

nannte und bestimmte dadurch allein den

Kreislauf des gesammelten Geldes. In der

neueren Knappschaft ist ja in diesem Finanz-

system eine grundlegende Wandlung ein¬

getreten. Ist dieses auch in der Rechtsprechung
der Fall? Wir lassen Nachstehendes aus einer

Entscheidung d<.s Knapp Schaftssenates

vom 24. Eebruar 1927 folgen:

1. Berufsunfähig im Sinne des früheren wie

des jetzigen Knappschaftsrechts ist, wer zu der

von ihm verrichteten, als knappschaftlich, d. h.

knappschaftspflichtigen, geltenden Tätigkeit

unfähig geworden ist. Dabei ist nicht allein

diese Tätigkeit in Betracht zu ziehen, sondern

die Berufsgruppe, d. h. der ganze Kreis

der etwa gleichartigen und wirtschaftlich

gleichwertigen, von Personen ähnlicher Aus¬

bildung und gleichwertigen Kenntnissen und

Fähigkeiten in knappschaftlich versicherungs¬

pflichtigen Betrieben ausgeübten Tätigkeiten.

2. Beim Uebergang eines Versicherten von

einer Tätigkeit zu der Tätigkeit einer anderen

Berufsgruppe, z. B. von der Hauerarbeit, also

einer sogenannten wesentlichen bergmännischen

Arbeit, zur Pförtnertätigkeit, ist die Wahl der

aktiven Pensionskassenmitgliedschaft auf Grund

der neuen Berufstätigkeit entscheidend; denn

darin kommt der Wille zum Berufswechsel klar

erkennbar zum Ausdruck. Bei einem solchen

gewollten Berufswechsel ist lediglich die neue

Tätigkeit für die Beurteilung der Berufs¬

unfähigkeit maßgebend.
3. Der Grundsatz zu 2 gilt auch dann, wenn

der Versicherte nach der Aufnahme des neuen

Berufs in einem knappschaftlich versicherten

Betriebe später in einem nicht knappschaftlich
versicherten Betriebe eine gleiche oder ähn¬

liche Tätigkeit ausübt.

Niemals kann es der Wille der Versicherten

sein, ein solches Recht wirken zu lassen.

Man denke sich beispielsweise einen Hauer,

der 20 Jahre diese Tätigkeit ausgeübt hat und

am Schlüsse seines arbeitsreichen Lebens aus

diesem Beruf ausscheidet und zu einem anderen,

bedentend schlechter bezahlten übergeht; er

wird Wagenreiniger, weil er nur diese Arbeit

ausführen kann. Dieser Arbeiter bleibt noch

fünf Jahre aktiv. Seine Berufsunfähigkeit

soll also nach der eines Wagenreinigers be¬

messen werden, weil der Berufswechsel in

seinem Willen lag.
Hier kommt die Frage: Soll das von dem

Versicherten zu schaffende und zu gestaltende
Knappschaftsrecht ausschlaggebend sein oder

die Rechtsprechung? Der Rechtsprechung den

ausschlaggebenden Einfluß zu geben, bedeutet

nichts anderes, als die Aufgabe der

Selbstverwaltung, die in ihrem tieferen

Kern nichts anderes ist als die Selbst¬

bestimmung.

Inländische Arzneipflanzen und ihre Bedeutung
für die Medizin.

Von Vc rtrauensapotheker B. Eichel, Stettin.

Wenn
wir in den Tageszeitungen häufig

Inserate und Artiked finden, die sich

eingebend mit den Vorzügen natürlicfu-r

Krüuterkunn befassen und sie allen Kranken

und Leidenden, ja auch Gesunden zur Vor¬

beugung gegen Krankheiten, als „natürliche"
Arznei empfehlen, hingegen vor der ^meist

künstliche*', zum Teil „giftige Chemikalien"

enthaltenden Apothekeraiznei warnen, so wird

es sich bei diesen Präparaten meistens um
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harmlose Teemischungen oder Kräuterextrakte

handeln, die, von Laienhand in fragwürdigen

Räumen zusammengepfuscht, lediglich dem

Fabrikanten Nutzen bringen. Geschäftstüchtige

Leute haben richtig erkannt, daß im Zeitalter

der Biochemie, die in der Hauptsache ja auch

Gegnerin der Allopathie, d. h. der schon er¬

wähnten eigentlichen Apothekerarznei ist, alles

das, was mit „Natur"-Heilverfahren oder

„natur"-gemäfier Krankheitsbekämpfung zu¬

sammenhängt, beim leichtgläubigen Publikum

reißenden Absatz findet. Selbstverständlich

zeichnen sich diese „Wunder'4-Kuren durch

hohen Preis aus, der in keinem Verhältnis zu

ihrem wirklichen Wert steht. Man nutzt die

Konjunktur eben aus. Wir haben in Deutsch¬

land ja immer noch den vorsintflutlichen Zu¬

stand, daß die Volksgesundheit, das höchste

Gut eines Volkes noch nicht den gesetzlichen
Schutz genießt, den man billigerweise verlangen

kann. Jeder, der sich dazu befähigt glaubt, ist

berechtigt, Arzneimittel in den Verkehr zu

bringen. Ohne irgendeine staatliche Kontrolle

passieren zu müssen, werden diese Erzeugnisse

auf die kranke Menschheit losgelassen. Daß

drr einzedne im kaufenden Publikum nicht in

der Lage ist, über ihren Wert oder Unwert zu

urteilen, ist klar. Es bleibt ihm nichts anderes

übrig, als ins Portemonnaie zu greifen und sich

als Versuchskaninchen herzugeben.

I Insere chemisch-pharmazeutische Groß¬

industrie hat diese Mängel rechtzeitig erkannt.

Sie läßt alle Präparate, bevor sie dem Verkehr

übergeben werden, von sich uus und auf eigene

Kosten in Tierversuchen prüfen. Fallen diese

günstig aus, so folgt die klinische Erprobung.
So kommt es, daß Namen wie Merck, Bayer,

Hoechst, Heyden, Knoll u. a. für die hohe

Qualität ihrer Erzeugnisse bürgen.

Wenn ich über meine heutigen Ausführungen

trotzdem das Thema „Arzneipflanzen und ihre

Bedeutung für die Medizin*4 setzte, so geschah
es in der Absicht, su zeigen, eine wie große
Anzahl der wichtigsten Arzneistoffe ge¬

rade aus dem Pflanzenreich stammt, und daß

auch die von Naturheilkundigen so verpönte

Apothekerarznei fast immer Stoffe enthält, die

ihren letzten Ursprung im Pflanzenreich, also

in der Natur haben. Man hat lediglich unwirk¬

samen Ballast über Bord geworfen und so den

w irkungswert der Droge erhöht. Ich erwähne

r das Morphium, Cocain und Chinin. Bevor

i< h auf diese näher eingehe, möchte ich noch

einmal auf den bewußten Kräutertee oder

t iuuterextrukt zurückkommen.

Daß eine Tasse Pfefferminz- oder

Kamillen-, Wermut- oder B a 1 d r i a n -

st-hr gute Dienste leisten kann, wird nie¬

mand — auch ich nicht — bestreiten. Im

jenteil, ich kann e* ne>m an Gaüensteinkohken

oder Gallenblasenen zündung h*idenden Men¬

schen den regelmäßigen Gebrauch von Pfeffer*

minztee nur wärmstens empfehlen. Viele der

von namhaften chemischen Fabriken in den

Handel gebrachten Mittel gegen Gallenstein¬

beschwerden enthalten ja auch das wirksame

Prinzip der Pfefferminze, nämlich das Pfeflei-

minzöl.

Die wohltuende, krampfstillende Wirkung der

Kamille, die auch äußerlich zu Sitzbädern,

Spülungen und Umschlügen angewandt wert¬

volle Dienste leistet, ist unbestreitbar. Die uns

unter dem Namen Kamillentee bekannte Droge

besteht aus den Blütenköpfchen der in ganz

Europa wildwachsenden, zur Familie der Korb¬

blütler gehörenden Matricaria Chamomilla. Es

ist meines Erachtens auch für den Laien wich¬

tig, zu wissen, welche Teile einer Arzneipihmze

offiziell, d, h. in der Heilkunde gebräuchlich

sind, um sich vor minderwertigen Qualitäten,

die oft nicht billiger sind, schützen zu können.

So ist z. B. von der einen Pflanze die AX urzel

heilsam, von der anderen das Kraut vor der

Blüte, von einer dritten die Blüte, von der

vierten das Kraut mit Blüten, von einer weheren

die Frucht oder der Samen, von der sechsten

nur ein Teil der Blüte, wie z. B. bei dem be¬

kannten Süffrun die Griffelnarben. D i e Ga¬

rantie aber, daß ich wirklich die qualitativ hoch¬

stehende», demzufolge auch wirksame Droge

erhalte, bietet mir nur der Fachmann, der über¬

dies infolge örtlicher Konkurrenz an allgemein

übliche Preise gebunden ist. Zum Unterschied

von diesem ist der Kurpfuscher allein darauf

bedacht, in kurzer Zeit viel Geld zu verdienen.

Seine Menschenfreundlichkeit steht nur auf

dem Papier, denn er ist ja mangels jejlicher
wissenschaftlicher Vorbildung auch ga* nicht

in der Lage, die Qualität seiner Erzeugnisse

zu begutachten. Bei der Mischung verschiede¬

ner Teesorten kommt es gar nicht auf die

therapeutische Zweckmäßigkeit an. Die Re¬

klame und ein nicht zu geringer Preis müssen

es machen. Und das Publikum fallt auf die

Wundermittel dieses „tüchtigen" Geschäfts¬

mannes herein, obwohl es sich doch sagen

müßte, daß die Natur auch für ihn keine

Pflanzen außerhalb unseres Erdballes wachsen

läßt.

Anschließend an den bereits vorhin er¬

wähnten Pfefferminz- und Kamillentee möchte

ich gleich die anderen, als Hausmittel be*-

kannten Drogen besprechen. Fangen wir un¬

sere Betrachtung, wie edn guter Baumeister

sein Werk, von unten, also von der Wurzel an.

Die Althee- oder Eibischwurzel

dürfte immerhin be*kannt sein, findet sie» doch

Verwe ndung zur Herstellung von Altheesatt,

der als mildes Hustenmittel Kindern gern ge¬

geben wird. Sie ist ferner ein Bestandteil des

Bi-usttees.

Ge*gen Husten findet auch die Bibernell«

wurzel, auch Pimpineilw urzel ge.nannt, An¬

wendung.
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Ebenfalls sehr bekannt ist die Enzian-

wurzel, die gegen Magenübel, meistens in

Pillenform mit dein Extrakt der Droge her¬

gestellt, vielfach gebräuchlich ist und die

wegen ihres Gehalts an Bitterstoffen e*in vor¬

zügliches Magentonikum darstellt.

Liebstöckel- und Hauhechel¬

wurzel trinken wir in Form von Teeeuf-

güssen als harntreibe nde* Mittel.

Sehr geschätzt ist mit Recht die* Bal¬

dria nw u r z el, die von de r in ganz Europa
verbreiteten Valeriana officinalis stammt. Der

wirksame* Bestandteil der Pflanze- ist Baldrian¬

saure und e*in ätherisches Oel, d«_s der Droge

den eigenartigen Geruch verleiht. Die krampf¬
stillende, ne i venberuhigende Wirkung der

Wurzel macht dies»* zu einem wertvollen

Arzneimittel. Wir finden die Baldriansaure in

Verbindung mit andere 1 Stuften in vielen

fabrikmäßig hergestellten Präparaten, so z.B.

in Verbinelung mit Menthol im Vnlidol, das

bei Herzbeschwerden, speziell aui nervöser

Grundlage*, ausgi zeichnete Erfolge zeitigt.

Diese* Verbindungen der Baldriansaure oder

eh s Etherischen Oe*hs haben die* eigentliche
Baldrianwurzel zum Teil verdrangt. Das

Kochen einer Tasse Teek ist e*be*n umständ¬

licher als das Einnehmen von Tropfen exler

Tabletten.

Eine* besonder Art von Wurzeddrogen sind die

Wurzelstöcke, die* unter der Erde wachsende

Stengeltedle darstellen, an denen wir deutlich

Blattnarben erkennen können, zum llnterschie-d

von echten Wurzeln, die* niemals Blattspuren
tragen. Hierzu gehört der Calmus, fälschlich

Calmuswurzel genannt, ferner die* wegen ihres

Wohlgeruches vom Volksmund Veilchen«

Wurzel genannte Irisart, deren geschälte und

glatt gedrechselte Wurzelstöcke zahnenden

Kindern als Kaumittel gegeben werden.

Wir Steigen nun aus dem Erdreich ans Licht

und sehen uns die* Pflanzen an, deren Stengel,
Blätter und Blüten ode i Blätter allein im Arznei-

schätz Aufnahme fanden. Zu der ersteren

Gattung gehören:
W e- rmut, Kardobenedikt e n kraut

und T aasend g ü 1 d e n k r a u t, dn i Pflan¬

zen, du- wegen ihres ätherischen Oel- odei

Bitterstoffgehalts gegen Magenleiden gebräuch¬

lich sind. Hierher gehört ebenfalls der Thy¬

mian, der als Teeaufgufi ein wirksames

Mittel gegen den so beschwerlichen Keuch¬

husten ist.

Erwähnen will ich nn dieser Stelle noch den

Stiefmütterchentee, der vielfach als Blut-

reinigungsmitted getrunken wird.

Zu den nur aus Blättern der Pflanze be¬

stehenden Drogen übergehend, verweise ich

noch einmal auf den Pfefferminztee»,

der aus den Blättern der auch bei uns hei¬

mischen, in Thüringen vielfach angebauten
Pflanze* Mentha piperita be*steht.

Weiterhin sind noch zu nennen: Huf¬

lattich b 1 ü 11 e* r, angewendet als Mittel

gegen Husten, W a 1 n u sb 1 ü 11 e r, als Blut¬

reinigungsmittel und S e n n e s b 1 ä t t e r
,

die

mit Wassi r kurze* Zeit gekocht, einen gut ab¬

führe:.den I ee liefern.

Wir kle*ttern höher an der Pflanze empor und

kommen zur Blüte*.

Die Ka m i 11 enbl 01 e besprachen wir be¬

reits. Es bleiben noch zu erwähnen die*

A r n i k a b I ü ten, die* mit Weingeist ange¬

setzt, die zu Umschlagen und Wundwaschungen

benutzte Arnicatinktur ergeben.

Welkt die* Blüte, ist die Frucht oder der

Samen im Reifen.

Unter den offiziellen Früchten finden wir u. a.

den Anis, Fenchel und Kümmel, Dro¬

gen, die sich durch großen aetherischen Oel-

gehalt und dadurch bedingten charakteristi¬

schen Geschmack auszeichnen. Hierzu rechnet

auch die* Wacholderbeere, die leicht

zerquetscht und mit kochendem Wasser über¬

brüht, einen harntreibenden Tee liefert.

Von Samendrogen seien Leinsamen, so¬

wie* Senfsamen genannt. Letzterer findet

in der Medizin nur zu äußerem Gebrauch Ver¬

wendung, nämlich in Form des Senfpflasters

als hautreizendes Mittel, z.B. bei Lungenent¬

zündung und als Senfpulver zu Umschlüegcn

und Fußbädern.

Was ich in vorstehendem nannte, ist natür¬

lich nicht alles, was die Natur uns an heil¬

kräftigen Pflanzen liefert, denn ihre Zahl ist

riesengroß. Mir lag* daran, eine Auswahl der

bekanntesten Arzneipflanzen zu be*~

sprechen. In einem weiteren Aufsatz werde

ich die* weniger bekannten, meist ausländischen

Drogen besprechen, deren Bedeutung im

Arzneischatz einen weit größeren Raum ein¬

nimmt.

Verwaltung.
Beitragsfreiheil in eh r Erwerbslosenfürsorge

ht * der Beschäftigung von Angestellten. (Ar-
tike I 1. '± de i Sie bi Ausfüh m rdnu j

V< i ordnui übei El w « I bsl : -

vom 21. J tnuor l"'J<u Wie ie h be re it s in mein

I se beide vom 3. Ma lcÖö IV IQ3J 26

(Reichsarb tt S. 75) <!..___' egt habe, I

zweckt ci v I l A i gsve n rdnung

/ui Verordnuni übei Erwerbslosen!lürs vom

21. Januar 1926 (ReichSgesetzblatt I S. 06) die

Einbeziehung derjenige versiche¬

rungspflichtigen Arbeitnehmei in die Erwerbs»-

Io» >rge, die früher nur deshalb au ge-

u .1 ihr Arbeitsverdienst di»'

Ci Krunkenve rsicherungspflicht öber-

stie
.

Arbe il I n er, deren Arb« itsverdienst

h /war i: h ilb die ier G halt, die .her

s ; s< den n (i nd n (z, B. bed Anwart-



schaft auf spätere Uebernahme in eine Be-

amtenstelle) nicht für den Fall der Krankheit

pflichtversichert sind, werden von der Siebenten

Ausführungsverordnung daher auch dann nicht

berührt, wenn sie angestelltenversichcrungs-
pflichtig sind. Dasselbe gilt, wenn solche An-

stellten einen Arbe*itsverdienst oberhalb der

Kr;-nkenversicherungspflichtgrenze haben. Denn

die Beurteilung einer bestimmten Personen-

gruppe kann nur einheitlich erfolgen.

Heiträge zur Erwerbslosenfürsorge sind für

Angestellte also nicht zu zahlen in folgenden
i llen:

.

bei einem Jahresarbeitsverdienst von höch-

ns 2700 RM.: wenn die Angestellten von der

Kr mkcnversicherungspflicht befreit sind, gleich¬

gültig, ob sie der Angestelltenversicherungs¬
pflicht unterliegen oder nicht;

hl bei einem Jahresarbeitsverdienst von mehr

ais 2700 RM. bis zu ö(K)0 RM.: wenn sie von

de I Angestelltenversicherungspflicht befreit

vind oder wenn sie ber einem Arbeitsverdienst

;_ höchstens 2700 RM. von der Krankenver-

herungspflicht befreit wären;

e I bei einem Jahresarbeitsverdienst von mehr

6000 RM.: stets.

(Schreiben des Reichsarbeitsministers vom

<> April 1027 — IV 4110 27 — an den Preußi-

se hen Minister für Volkswohlfahrt.)

Aufrechterhaltung der Anwartschaft in der

Invalidenversicherung für Angehörige eines

unterstützten Erwerbslosen, Der Reichsarbeits¬

ist er hat über diese Frage an den süch-

sischen Arbeits- und Wohlfahrtsminister am

II. März 1927, IV 800 27 folgende Auskunft

( rt» ilt:

$ 2öa Abs. 1 der Verordnung über Erwerbs-

»senfürsorge in der Fassung des Gesetzes vom

10. Dezember 102ö (RGBl. I, Seite 4Q3) ver¬

pflichtet die Gemeinde, aus Mitteln der Er-

ibslosenfürsorge für die Invaliden-, Ange¬
stellten- und knappschaftliche Pensionsversiche*-

; uig der Erwerbslosen die Beiträge zu ent-

ichten, die zur Erhaltung der Anwartschaft

notwendig sind. Unter „Erwerbslosen" im

Sinne dieser Vorschrift sind — entsprechend
dem sonstigen Sprachgebrauch der Verord-

wg — nur die Unterstützungsempfänger
s Ist zu verstehen, nicht dagegen die An¬

hörigen, für die ihnen die? Familienzuschlüge
maß § 3 Abs. 2 der Verordnung über Er-

• f hslosenfürsorge gezahlt werden. In der

Kegel besteht auch kein Bedürfnis, für die

Aufrechterhaltung der Anwartschaft solcher

Vi ^«'hörigen Mittel der Erwerbslosenfürsorge
v» rwenden. Denn Familienzuschläge werden

: dann gezahlt, wenn die Angehörigen bis

un liintritt der Unterstützungsberiürftigkeit
n dem unterstützten Erwerbslosen ganz oder

d«r Hauptsache unterhalten worden sind.
s ?bald der Angehörige seinen Lebensunterhalt

dt-r Hauptsache* durch seine edgene* l'ütig-

I bestreitet, erwirbt er die Anwartschaft auf

Ibstandige Unterstützung. Er erhält also

lann, wenn er erwerbslos wird, die* Haupt-
terstützung und k inn die Rechte aus $ 26

V rordnung über Erwerbslosenfürsorge für

h in Anspruch nehmen.

Unterstützung der Erwerbslosen ist kein Ein¬

kommen. Bezüglich der Höhe der Beiträge, die

zur Aufrechterhaltung der Anwartschaften in

der Sozialversicherung für Erwerbslose gemäß
§ 26a der Verordnung über Erwerbslosenfür¬

sorge in der Fassung des Gesetzes vom 10. De¬

zember 1926 (RGBl. I. Seite 493) zu entrichten

sind, waren erhebliche Zweifel entstanden, ob

die Erwerbslosenunterstützung als Einkommen

anzusehen ist. Diese Zweifel sind durch einen

Bescheid des RVA. vom 5. April 1927 II 093

und einen Erlaß des Reichsarbeitsministers

vom 23. April 1927 in verneinendem Sinne aus¬

geräumt worden. Der Reichsarbeitsminister

führt in dem Erlasse aus: 1. für die Invaliden¬

versicherung hat sich das Reichsversicherungs¬
amt vorbehaltlich einer Entscheidung im Rechts¬

zuge dem Versicherungsamte der Stadt Kiel

gegenüber dahin geäußert, daß die Erwerbs-

losenunterstützung nicht als Einkommen im

Sinne des § 144 o Abs. 1 der RVO. anzusehen

ist, und daß daher der Vorschrift des § 26a ge¬

nügt wird, wenn Beitrüge zur Invalidenversiche¬

rung in der Lohnklasse 2 entrichtet werden.

Im einzelnen nehme ich auf die Aeußerung des

RVA., die im „Reichsarbedtsblatt" und in den

„Amtlichen Nachrichten" veröffentlicht werden

wird, Bezug. Der Auffassung des RVA. schließe

ich mich an.

2. In der Angestelltenversicherung ist an sich

eine freiwillige Versicherung nicht unter der¬

jenigen Gehaltsklasse zulässig, die dem Durch¬

schnitt der letzten vier Pflichtbeiträge ent¬

spricht oder am nächsten kommt. Jedoch ist

sie in einer niedrigeren Gehaltsklasse dann zu¬

lässig, wenn der Versicherte nachweist, daß

diese Gehaltsklasse seinem Einkommen ent¬

spricht. Da die Erwerbslosenuntorstützung

nicht als Einkommen anzusehen ist, genügt bei

Erwerbslosen die Versicherung in der Gehalts¬

klasse A.

3. Hinsichtlich der knappschaftlichen Pen¬

sionsversicherung ist zu unterscheiden zwischen

knappschaftlich versicherten Arbeitern und An¬

gestellten. Bei den knappschaftlich versicherten

Arbeitern ist sowohl die Invalidenversicherung
als auch die knappschaftliche Pensionsversiche¬

rung aufrechtzuerhalten. Für die Invalidenver¬

sicherung gilt das zu 1 dieses Schreibens Aus¬

geführte. Für die knappschaftliche Pensions¬

versicherung sind innerhalb eines Jahres An¬

erkennungsgebühren in Höhe von 0,50 Mk. mo¬

natlich oder 6 RM. jährlich an die Bezirksknapp¬
schaft zu zahlen, welche den letzten Beitrag er¬

halten hat. Für die knappschaftlich versicherten

Angestellten behalte ich mir weiteren Be¬

scheid vor.

Zum Erlöschen der Mitgliedschaft Versiche¬

rungsberechtigter nach $ 314 RVO. Bekannt¬

lich erlischt nach § 314 Satz I RVO. die Mit¬

gliedschaft Versiehe! ur.gsbere chtigter (freiwilli¬

ger Mitglieder), wenn Me* zweimal naeheinand«r

am Zahltage die Beitrüge nicht entrichten und

seit dem ersten dies* r rage mindestens vier

Wochen vergangen sind. Eine Vorschriit, deren

Notwendigkeit im Interesse einer geordneten
Geschäftsführung d«T Kassen außer allem Zwei-

f( I steht und die den pünktlichen und frist¬

gemäßen Eingang der Beiträge derj n Mit¬

glieder, die* Weit aui ihre t Mitglied-
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schaft legen, sichert. Man kann im allgemeinen
der Auffassung sein, daß Mitglieder, die zwei

Zahltermine versäumen, ihrer Versicherung
nicht gerade eine hervorragende Bedeutung bei¬

messen und daß ihre Ausschließung auf Grund

des § 314 RVO. vielleicht sogar einem eigenen
Bedürfnis oder Wunsch entgegenkommt. Aber

es gibt doch Fülle, wo der zwingende Charakter

dieser Vorschrift als eine große Härte* emp¬

funden wird. Kassenangestellte, die mit der

Einnahme der Beiträge irnd der Führung des

Mitgliederverzeichnisse-s für Vcrsicherungs-
bere*chtigte betraut sind, werden es von Monat

zu Monat neu erleben, daß am läge* nach Be¬

endigung des Zahltermins vor dem Schalter

herzklopfend und mit erschrockenen Augen
Personen erscheinen, die sich ihrer Versäumnis

bewußt geworden sind und um nachträgliche
Entgegennahme der Beiträge ersuchen, da sie

sich doch nur um e* i n e n Tag verspätet
haben. Sie berufen sich darauf, daß sie schon

jahrelang Mitglied der Kasse waren und bisher

immer pünktlich die Beitrüge bezahlt hätten.

Nur diesmal seien ganz besondere und wichtige
Gründe an dem Verzug schuld, und die Kasse

solle doch nicht so bureaukratisch sein und sie

ihrer Rechte verlustig gehen lassen. Wer kann

es sein, der sich so interessiert an die Fort¬

setzung seiner Mitgliedschaft klammert? Eine

Schwangere, die sich die Anwartschaft auf die

Wochenhilfe erhalten will, ältere Leutchen, die

dringend der Krankenpflege bedürfen und ihren

Kindern oder Enkeln für den Fall ihres Todes

ein kleines Sterbegeld für eine entsprechende
Bestattung an die Hand geben wollen. Die

Beispiele ließen sich vermehren. Mögen die

Motive aber sein wie sie wollen, in vielen

solcher Fülle wird es dem Angestellten schwer

werden, dem zwingenden Verlangen des § 314

RVO. Genüge tun zu müssen. Nun gibt $ 314

Satz 2 RVO. der Satzung die Möglichkeit, die

Zahlungsfrist bis zum nächsten Zahltag zu ver¬

längern. Davon haben meines Wissens aber

sehr wenige Kassen Gebrauch gemacht. Prak¬

tisch wäre auch nicht viel gewonnen. Denn

wenn die Mitglieder von dem weiten Spielraum,
der ihnen dann zur Zahlung der Beiträge ge¬

lassen wäre, Kenntnis haben, versäumen sie

ebenso leicht drei wie zuvor zwei Zahltermine.

Die Mitglieder hätten in der Hauptsache davon

nur den Nachteil, von der letzten Zahlung bis

zum Tage des Erlöschens der Mitgliedschaft
für eine größere Zeitspanne die an sich schon

lästig empfundene Restzahlung zu leisten.

Um aber erkannte Harten abwenden zu

können, hat das Reichsversicherungsamt vor

jetzt einem Jahrzehnt, nämlich am 17. April
1917 (2371, Amt!. Nachr. 1917, S. 543), in einer

Entscheidung ausgesprochen, dafi dem § 314

RVO. «dne entsprechende Auslegungsmöglich¬
keit zuzugestehen ist. Da dem Anschein nach

diese Entscheidung in der Praxis nur eine ge-

ri. ge Beachtung gefunden hat, s.i es gestattet,
an dieser Stelle das Wesentliche daraus noch¬

mals hervozruheben. Fürs erst»- ist zum Aus¬

druck gebracht, daß die Stundung von Bei¬

trägen durch den Vorstand der Krankenkasse

zulässig ist, soweit es sich mit einer geordneten
K.is- waltung verträgt. Durch eine der¬

artige Stundung kann der „Zahltag" im Sinne

des $ 314 Satz 1 RYO. hinaus.», sc hoben wer¬

den. Nach diesem Grundsatz wird ja ganz all¬

gemein verfahren. Das Reichsversicherungsamt
zieht aber daraus die Schlußfolgerung, daß der

Kassenvorstand ein säumiges freiwilliges Kassen¬

mitglied unmittelbar nach Ablauf des zweiten

satzungsmäßigen Zahltages unter Setzung einer

kurzen Frist auffordern kann, bei Vermeidung
der Löschung die rückständigen oder fälligen
Beiträge zu zahlen. Die Kassenmitgliedschaft
erlischt erst dann, wenn die Beiträge nicht

innerhalb der Nachfrist eingehen. Diese Rechts¬

auffassung gibt die gebotene Handhabe, in

vielen Fällen Härten zu vermeiden. Allgemein
nach Ablauf des Zahltermins eine Stundung der

Beiträge der säumigen Kassenmitglieder herbei¬

zuführen, wäre unzweckmäßig und würde auch

den Rahmen des durch die Entscheidung des

RVA. Zugelassenen überschreiten. Eine solche

Maßnahme würde diejenigen Mitglieder, die auf

die Fortsetzung ihrer Mitgliedschaft keinen

Wert mehr legen und ihr Erlöschen mit Vor¬

bedacht erwarteten, unbilligerweise zwingen, die

rückständigen Beitrüge anstatt bis zum Ablauf

des satzungsmäßigen Zahltermins bis zum Ab¬

lauf der Nachfrist zu zahlen. Daraus könnten

unliebsame Streitfälle entstehen. Der gegebene
Fall, nur solche Mitglieder, von denen bekannt

ist, daß sie ihre Ausschließung nicht bezwecken

und deren Zahlungsversäumnis vielleicht auf

ein immerhin mögliches Versehen oder auf be¬

sondere Umstände zurückzuführen ist, mit einer

Nachfrist zu bedenken, dürfte in der Praxis

nicht allzu große Schwierigkeiten bereiten. Dem

Einnehmer der freiwilligen Beiträge, zumal bei

kleineren oder mittleren Kassen, ist im Verlauf

von Monaten und einigen Jahren sein „Kunden¬
kreis" so bekannt und vertraut, daß er sich sehr

gut ein sicheres Urteil darüber machen kann,
welches Mitglied für Bewilligung einer Nach¬

frist in Frage komme. Nach Ablauf des Zahl¬

termins hat man sich bald der kleinen Mühe

unterzogen, das Mitgliederverzeichnis oder die

Kartothek auf in Betracht kommende säumige
Mitglieder durchzusehen, diese zusammenzu¬

stellen und für sie Stundung zu erwirken. Die

mit einer Nachfrist versehenen Zahlungsauf¬
forderungen gehen am gleichen oder am näch¬

sten Tage hinaus, und einer Anzahl von Mit¬

gliedern ist ihre Kassenzugehörigkeit erhalten

geblieben.
Die Vorteile eines derartigen Verfahrens, das

muß betont werden, liegen nur auf selten der

Versicherten. Freiwillige Mitglieder stellen

nicht gerade ein günstiges Risiko für die Kassen

dar.
(

Zumeist werden die Beiträge in niedrigen
Lohnstufen gezahlt, und was an Kassenleistun¬

gen von den Versicherten beansprucht wird,

läßt sich am besten aus der Arbeit der An¬

gestellten ermessen, die an Zahltagen für frei¬

willige Mitglieder Arztausweisscheine auszu¬

stellen haben« An dem Ausscheiden freiwillige:

Mitglieder erleidet die Kasse also keinen Ver¬

lust. Aber man muß sich dessen bewußt sein,

wenn man die- soziale Stellung dieser Mitglieder

irs Auge* faßt, dali es sich überwiegend um

eine Kategorie von Versicherten handelt, die

r Fürsorge der Krankenversicherung in

gleichem, vielleicht noch in größerem Mähe

als di" Versicherungspflichtigen bedürfen. Er¬

lischt die Mitgliedschaft eines räch $ 176 RVO.

der Kasse Beigetretenen und die Voraussetzung
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n der Versicherungsberechtigung nach § 176

RVO. bestehen noch, ist das Recht zum Wieder¬

eintritt sowieso vorhanden. Durch die Zah¬

lungsaufforderung erspart man einem solchen

Mitglied die Umstände und Kosten einer Neu¬

aufnahme (Antrag, Gesundheitszeugnis, Karenz¬

zeit) und der Kasse ein gut Teil Verwaltungs¬

pitze it. Handelt es sich um nach § 313 RVO.

weiterversicherte Mitglieder, verhilft man ihnen

durch Gewährung der Nachfrist zu der oftmals

dringend erwünschten Fortsetzung der Mit-

glie*dschaft. Vielen dieser Mitglieder wäre

vielleicht mit ihrer Ausschließung für immer

eii* Möglichkeit der Mitgliedschaft bei einer

Krankenkasse genommen. Der Dienst, der

den Mitgliedern mit der Zahlungsaufforderung

erwiesen wird, ist gar nicht hoch genug zu

schätzen. Herbert Lieske, Berlin-Tempelhof.

Die Kürzung von knappschaftlichen Renten

beim Zusammentreffen mit Renten, die aus der

Unfall- oder Invalidenversicherung fließen.

Schon in der Reichstagssitzung vom 21. Juni

1926 hatte der Abgeordnete Wisseil bei der

Beratung des Gesetzes zur Aenderung der

RVO. und des Angestelltenversicherungs¬
gesetzes (AVG.) die Befürchtung ausge-

spiochen, daß der neue Rechtszustand erheblich

zuungunsten der Versicherten beeinträchtigen

wird.

Der Kommissar der Reichsregierung, Mini¬

st«*: ialdiredctor Grieser, sagte hierauf u. a.:

,Jch darf aber noch einmal hervorheben, daß

«-s sich beim alten Recht um einen Wegfall

des Anspruchs handelt, während nach neuem

Recht der Anspruch bestehen bleib t."

Die Praxis lehrt uns etwas anderes. Ncdimen

wir uns einmal ein Beispiel:
Die Witwe und zwei Kinder eines im Berg¬

hau tödlich verunglückten Versicherten haben

Anspruch auf Unfallrente, knappschaftliche Wit¬

wenpension, knappschaftliches Waisengeld,

reichsgesetzliche witwen- und reichsgesetz-

Üche Waisenrente. Der Anspruch gestaltet sich

A. Für die Witwer

Unfallrente .
40.20 RM.

Knappschaftl. Witwenpension unter

Abzug des Grundbetrages von

3 V) RM. (§ 107 Abs. 2 des RKG.
— 47,75 RM. — 8,40 RM. . . . 39,35 RM.

ichsgesetzliche Witwen-

• n I e unter Abzug des Grund-

trages von 8,40 RM. (§ 1311

Abs. 2 RVO.) = 23,50 RM — 8,4/)
uhsmark 15,10 RM.

Sa. 94,65 RM.

B. Für ein Kind:

ürente 40,20 RM.

s knapp- Waisengeld mit 15,92
imark - 2,30 RM. Grundbetrag = 13,12

irk, die re iehsgese tzliche Waisenrente

mit 7,85 RM. — 2,80 RM. Grundbetrag ss 5,05

Reichsmark, kommen nach §§ 41 und 108 des

RKG. überhaupt nicht zur Auszahlung, weil

20 v. H. des durchschnittlichen Verdienstes

des Verstorbenen 200 RM. = 40 RM. allein

schon von der Unfall-Kinderrente über¬

schritten werden.

Und nun kommt die Auswirkung des neuen

Rechts. Die Witwe erhebt Anspruch auf

die reichsgesetzliche Witwenrente; zwecks

Erfüllung dieses Anspruchs geht sie sogar

in das Berufungsverfahren. Erhebliche Kosten

entstehen (ärztliche Gutachten usw.). Die In¬

validität der Witwe wird anerkannt. Und das

Ergebnis?
80 v. H. des Verdienstes des Verstor¬

benen 200 RM 160— RM.

Die Bezüge der Witwe 94,65 RM.,

der beiden Kinder (Unfallrente)

80,40 RM., zusammen . . . , 175,05 RM.

Sie überschneiden also mit 15,05 RM.

die 80prozentige Grenze, so daß die Frau als

finanzielles Endergebnis 0,05 RM. durch das

Berufungsverfahren bei ihrem reichsgesetzlichen

Anspruch erstritten hat. Manchmal ist das End¬

ergebnis „N u 1 T\ Wir fragen uns zunächst:

was wird eine Witwe bei der Zustellung eines

solchen Bescheides denken? Welche Gefühle

werden ihr Herz durchfluten, wenn sie so ihren

Anspruch erfüllt sieht? Der einfache Grund¬

gedanke ist doch immer nur der, die Hinter¬

bliebenen sollen höchstens 80 v. H. des Ver¬

dienstes des Versicherten erhalten. Sie fragen

aber auch weiter, weshalb ist mein Mann und

der Vater meiner Kinder versichert gewesen?
Wenn man von Ansprüchen spricht, glaubt der

Anspruchsberechtigte auch an ihre Erfül¬

lung; er erhebt sie und freut sich um so

mehr, je leichter er das Rechtmüßige der Er¬

füllung begreift.
Da die Hinterbliebenen, um bei unserem

Beispiel zu bleiben, mit den 120,60 RM. Un¬

fall rente nicht hinreichend für den Fort¬

fall des Verdienstes ihres Ernährers entschädigt

sind, müßte die Berufsgenossenschat t

neben der aus dem Arbeitsverdienst zu er¬

rechnenden Unfallrente die Steigerungs¬
sätze der Renten zahlen. Ob und inwie¬

weit die Reichszuschüsse den Hinter¬

bliebenen vorenthalten werden können, hängt

mit der Frage zusammen, wie wir uns zur

Reichsverfassung stellen, die gleiches Recht für

alle will. Ansprüche aber, die nur auf dern

Papier stehen und keinen materiellen Hinter¬

grund haben, werden bei ihrer Geltendmachung

zirm Kampf gegen Windmühlen-

flügel, wenn zum Schluß nur 0,05 RM. mo¬

natlich oder nichts dabei he*rauskommt. Dann

ist irn Grunde genommen der Wegfall des

Anspruchs besser, weil i; keine unnötigen Ver-

Itungskosten urd Verfahrensausgaben er¬

zeugt. W. Burmeister, Bochum.

Rechtsprechung.
Ah vorschriftsmäßige Abmeldung im Sinne

- 397 RVO. ist such dw Abmeldung eines

rsatzkassenmitgliedes ohne- Beifügung ehr Be-

inigung ehr Ersatzkasse anzusehen« (Ent-

lung des Reichsve rsicherungsamts vorn

rz 1<*27 — II X. 105 20 B.)

Gründe: Die bei der Firma M. in B. kran¬

kem ei Sicherungspflichtig Beschäftigten h., E.

und Li gehörten der Allgemeinen Ortskranken¬

kasse el' i Stadt B. ais Mitgliede r an. Ai Mai

1924 hat die Arbeitgeb in diese Personen mit

Wirkung vorn 1. Mai 1(*24 auf den Abmelde-
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Vordrucken der Ortskrankenkasse abgemeldet,
jedoch ohne den Grund der Abmeldung anzu¬

geben. Am 20. August 1924 erfuhr die Allge-
meine Ortskrankenkasse, daß die vorgenannten

Arbeitnehmer am 1. Mai 1924 Mitglieder der

Kranken- und Sterbekasse* für das Deutsche

Reich, Ersatzkasse*, geworden seien. Die Orts¬

krankenkasse» verlangte nunmehr von der Firma

die Nachzahlung der Beitrage für die Zeit vom

I. Med bis 20. August 1924 in Höhe- von 7ö,74

Reichsmark. Die Ortskrankenkasse begründete
ihre Forderung damit, daß mangels gleich¬
zeitiger Vorlage der Bescheinigung über die

Zugehörigkeit der Versicherten zu der Ersatz¬

kasse» gemäß § 519 Abs. 2 der RVO. die Ab¬

meldungen nicht ordnungsgemäß erfolgt seien;
nach § 397 Abs. 1 der RVO. seien aber die

Beitrage bis zur vorschriftsmäßigen Abmeldung
weiterzuzahlen. Die Firma bestritt ihre Zah¬

lungspflicht. Die Ortskrankenkasse beantragte

nunmehr, die Verpflichtung der Firma zur Zah¬

lung der geforderten Beiträge im Streitverfahren
festzustellen. Durch die in bezug genommene

Entsche idung vom 26. Januar 1920 hat das Ver¬

sicherungsamt der Stadt B., Verwaltungs¬
bezirke 1 bis 6, die* Beitragsforderung der Kasse

tür unbegründet erklärt. Dagegen hat die Orts¬

krankenkasse» rechtzeitig Beschwerde erhoben

mit de*m Antrag, die Beitragsforderung für bc»-

grfindet ZU erklären und die Sache- zur grund¬
sätzlichen Entscheidung an das Reichsversiche¬

rungsamt abzugeben. Die Firma hat die Zurück-

weisung der Beschwerde beantragt.

(iegen die Abgabe der Sache an das Re»ichs-

versicherungsamt und gegen die Zulässigkeit
der Beschwerde* bestanden keine Bedenken.

In der Sache selbst war davon auszugehen,
daß darüber, daß die* hier in Frage kommenden

versicherungspflichtigen Mitglieder der Ersatz¬

kasse von ihrem Recht auf Befreiung von der

Mitgliedschaft bei der reichsgesetzlichen Kran¬

kenkasse gemäß § 517 Abs. 2 der RVO. Ge¬

brauch gemacht haben, kein Streit besteht.

Ebenso ist es unstreitig, daß der Arbeitgeberin
die Bescheinigungen seitens der Beschäftigten
nicht bei ihre*m Dienstantritt, sondern erst

später im Laufe der Beschäftigung vorgelegt
worden sind. Die Arbedtgeberin war daher nach

§ 519 Abs. 2 der RVO. verpflichtet, die» Be¬

schäftigten innerhalb der Meldefrist (§ 317 der

RVO.) bei der Ortskrankenkasse unter Vorlage
der Bescheinigungen abzumelden. Ueber die

Einhaltung der Meldefrist selbst besteht kein

Stre*it. Es war mithin lediglich die Frage zu

prüfen, ob die ohne Vorlage der Bescheinigung

vorgenommene Abmeldung unwirksam gewesen

und ob infolgedessen die Arbeitgeberin gemäfi
§ 397 Abs. 1 der RVO. zur weiteren Beitrags¬
zahlung an die Ortskrankenkasse verpflichtet ist.

Nach S 3W Abs. 1 der RVO. sind#die Bei¬

träge bei rechtzeitiger Abmeldung bis zum Tage
des Ausscheidens aus der Beschäftigung, sonst

bis zur vorschriftsmäßigen Abmeldung, läng¬
stens aber für die Dauer eine s Jahre s nach dern

Ausscheiden zu zahlen. Die Ortskrankenkasse

hat im übrigen die* Beitrage» nicht bis zu einer

erneuten und ihrer Ansicht nach vorschrifts¬

mäßigen Abmeldung, sondern nur bis zu dem

läge* verlangt, an welchem sie von der Zu¬

gehörigkeit der Beschäftigten zu der Ersatz¬

kasse Kenntnis erhielt. Die Vorschriit des § 3('7

Abs. 1 der RVO. bezieht sich allerdings zu¬

nächst auf die Fülle einer unterlassenen Mel¬

dung gemäß § 317 der RVO. Jedoch stellt die*

im § 519 Abs. 2 der RVO. vorgesehene Mel¬

dung ebenfalls eine Meldung im Sinne des § i(>7

Abs. 1 der RVO. dar, zumal dort ausdrücklieh

auf die Meldefrist des § 317 Bezug genommen

wird. Bei der Prüfung, ob die von der Arbeit¬

geberin vorgenommene Abmeldung eine ord¬

nungsmäßige Meldung darstellte oder nicht,

war von der Entscheidung des Großen Senats

des Reichsversicherungsamts vom 7. Dezember

1926, II K. 30 26 R (Amtliche Nachrichten des

RVA. 1927, Seite 258), auszugehen. In diese.

Entscheidung ist ausgeführt, daß die Befreiung
des versicherungspflichtigen Mitgliedes eine:

Ersatzkasse in jedem Falle, und zwar auch in

demjenigen des § 519 Abs. 2 der RVO., mit

der Vorlage der Bescheinigung an den Arbeit¬

geber gemäß § 517 Abs. 2 der RVO. eintritt.

Die versicherungspflichtigen Mitglieder der Er¬

satzkasse scheiden daher in diesem Zeitpunkt
aus der reichsgesetzlichen Krankenkasse aus.

Die nach § 519 Abs. 2 der RVO. vorzunehmende

Abmeldung hat mithin keine rechtsbegründende
Wirkung, sondern stellt lediglich eine Mittei¬

lung an die Krankenkasse dar, die ihr zur 1:

leichterung des Geschäftsganges unnötige Rück¬

fragen bei dem Arbeitgeber ersparen soll. § 51(>

Abs. 2 der RVO. ist demgemäß nur eine Ord¬

nungsvorschrift, und die hiernach zu erstatter¬

den Meldungen können nicht etwa deshalb

strengeren Anforderungen unterliegen als die

sonst in der Krankenversicherung vorgeschrie¬
benen Meldungen, weil ihnen eine weite

gehende* rechtliche Be*deutung zukomme. Irn

übrigen hat der Gesetzgeber im § 519 Abs. 1

der RVO. für den Regelfall bestimmt, daß Be¬

schäftigte, die dem Arbeitgeber die Bescheini¬

gung über die Zugehörigkeit zu der Ersatzkasse

innerhalb der Meldefrist vorlegen, der Kranken¬

kasse überhaupt nicht gemeldet werden dürfen.

Die reichsgesetzliche Krankenkasse erführt die

Beschäftigung derartiger Personen grundsätz¬
lich nicht. Mithin kann auch aus diesem Grunde

nicht angenommen werden, daß das Gesetz b* i

späterer Vorlage der Bescheinigung im Laufe

der Beschäftigung eine besonders erschwerte

Form der Meldung habe vorschreiben wollei
,

indem es zu ihrer Wirksamkeit noch die Vor¬

lage der Bescheinigung über die Zuge¬
hörigkeit zu der Ersatzkasse vorlangte. Zu

dem gleichen Ergebnis führt die Erwägung,
daß' die Kasse auch bei Vorlage der

Bescheinigung gar nicht in der Lage wäre,

die sachliche Wirksamkeit der Bescheinigung

gegenüber dem Arbeitgeber oder den bis¬

her Versicherten in Frage zu ziehen. Denn be i

einem Streit über die Befreiung von der Mit¬

gliedschaft bei einer reichsgesetzlichen Kranken¬
kasse gemäß § 517 der RVO. sind die Ver¬

sicherungsbehörden im Verfahren nach § 405

Abs. 2 der RVO. an die gemäfi § 518 der RVO.

von de*r Eisatzkasse* ausgestellte Bescheinigung

über die Zugehörigkeit des Versicherungspflich¬
tigen zu ihr gebunden (zu vergleichen Ent-

sc .heidung des Großen Senats vorn 7. Dezember

1926). Der Kasse entstehen auch durch die

Nichtvorlnge der Bescheinigung bei der Ab-
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meddung insofern keine Nachteile, als sie zu

ingen «gegenüber dern versicherungspflich-
Mitglied der Ersat^kasse von dem gemäß

>i7 Abs. 2 der RVO. eingetretenen Zeitpunkt
; Befreiung von der Zugehörigkeit zu der

setzlichen Kasse ab nicht verpflic' l

Wenn der Kasse daran gelegen ist, Auf-

rüber zu erhalten, aus welchem Grunde*

Versicherter abgeneidet wird, und ins-

ob dies infolge der Zugehörigkeit
E satzkasse geschieht, so kann sie auf

d des $ 318a der RVO., der auch in Fällen

nden Art entsprechend anzuwenden

erforderlichen Auskünfte einholen, so

• Kasse insoweit auf die Vorlage der Be-
;ng allein nicht angewiesen ist. Hie -

: imt der Vorlage der Bescheinigung
Abmeldung nach § 519 Abs. 2 der RVO.

für die Kasse so erhebliche Bedeutung
.
daß sie um deswillen als wesentlicher Teil

Idung anzusehen wäre. Es ist auch
ic ksichtigen, daß der Arbeitgeber untt

Umständen bei der Abmeldung nach $ 519
2 de r RVO. der Kasse die Bescheinigung

nicht vorlegen kann, da nach § 517 Abs. 2
RV< >. der Beschäftigte seinerseits die ihm

h 8 5IS der RVO. ausgestellte Beseheini-

\i d in Arbeitgeber nur vorzulegen, jedoch
cht ai szuhändigen hat. Der Arbeitgeber muß

. g< enenfalls in der Lage sein können, durch

Abmeldung des Beireiten auch ohne* Be-

g sich gegen weitere Beitragsforde-
i d< r reichsgesetzlichen Kasse, und damit

ne doppelte Beitragszahlung zu

:., da er nach £ 520 Abs. 1 der RVO.
den auf ihn entfallenden Beitragsteil für

I satzkasse an den Befreiten abzuführen
Daher muß such eine* Abmeldung auf

'
' des S 519 Abs. 2 der RVO. ohne gleich*
Voriage der Bescheinigung als vor-

aßig gelten, so daß die Voraussetzung
Anspruch der Kasse auf Weiterzahlung

Beiträge gemäfi § 397 Abs. 1 der RVO.

g< ben ist. Diese Auffassung findet ihre
h darin, daß die Vorschriit des $ 397

I der RVO. zwar keine Strafbestimmung
in eigentlichen Sinne enthält, wohl aber in

'- irkung einen strafähnlichen Charakter
(zu vergleichen Hahn, Handbuch der

Krankenversicherung, 8., 9. Auflage, Anmer¬

kung 1 zu § 397) und infolgedessen ebenso wie

Strafvorschriften im eigentlichen Sinne eng

auszulegen ist. Dies gilt auch für den im § 3(>7

Abs. 1 der RVO. enthaltenen Begriff der vor¬

schriftsmäßigen Abmeldung, an welche in dieser

Beziehung keine höheren Anforderungen ge¬

stellt werden dürfen, als dies zur Erreichung
der wesentlichen Zwecke der Abmeldung un¬

bedingt notwendig ist.

Da mithin im vorliegenden Falle anzunehmen

ist, daß die Firma M, ihre Beschäftigten L.,
F. und Li. auf Grund des $ 51^ Abs. 2 der

RYO. mit Wirkung vom 1. Mai 1924 ordnungs¬
gemäß abgemeldet hat, standen der Allge¬
meinen Ortskrankenkasse der Stadt B. übr

diesen Tag hinaus Beiträge für die genannten
Personen nicht zu. Die Beschwerde der Orts-

krankenkasse war daher zurückzuweisen.

Klinische Gutachten können auch von Assi¬

stenten erstattet Werden. Rekursentscheidung
des Reichsversicherungsamts vom 23. März

1<*27 — Nr. Ia 1320 20 4.

Ein Versicherungsträger hatte gegen die

Obergutachten einer Universitätsklinik Beden¬

ken erhoben, weil das eine nur vom Leiter der

Klinik mit „gesehen* gezeichnet und das andere*

nui von einem Assistenten erstattet worden war.

Das RVA. hat in obiger Re*kursentscheidung
zu die sen Bedenken ausgeführt: Der Senat sieht

keinen Anlaß, diesen überzeugend begründeten
Gutachten nicht zu folgen. Das Gutachten der

Nervenklinik ist außer vom Verfasser des Gut¬

achtens Dr. S. noch von einem weiteren Arzte'

mit dem Zusätze „gesehen' unterzeichnet wor¬

den, ist also offensichtlich vom Leiter der Klinik

gi prüft und gebilligt worden. Das andere Gut¬
achten ist allerdings offenbar nicht von dem

Direktor der Klinik gesehen worden., sondern

nur von dem Assistenten, Privatdozenten für

Chirurgie Dr. S., erstattet. Es ist aber ohne*

weiteres anzunehmen, dafi der genannte Arzt

nicht von der Klinik mit Erstattung* des Gut¬

achtens beauftragt worden wäre, wenn or nicht

die hierzu erforderliche maßgebende Sachkunde
besäße. Die von der Beklagten in dieser Rich¬

tung gegen die Gutachten erhobenen Bedenken

können demnach nicht als begründet erachtet
werden.
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1 AUFGABEN UND LÖSUNGEN

Lösungen zu den in Nr. 11 gestellten Aufgaben.

Zur 1. Aufgabe.

Dem Versicherten steht für die am 5. August
1927 eingetretene Arbeitsunfähigkeit kein An¬

spruch auf Kronkengeld zu

Begründung: Die Krankenhilfe endet

nach § 183 Abs. 1 RVO. mit Ablauf der

26. Woche nach Beginn der Krankheit. Sie be¬

steht gemäß § 182 a. o. O. aus Krankenpflege,
Krankongeld oder aus den Ersatzleistungen

(Krankenhauspflege, Hauspflege). Jede dieser

Leistungen ist als Krnnkenhiife im Sinne des

Gesetzes zu betrachten, Krankenhilfe ist also

auch die einem kranken Versicherten gewährte
Krankenpflege. Daraus folgt, dab der Anspruch
auf die sntzungsmäßige Krnnkenhiife im vor¬

liegenden Falle mit dem Ablauf der 26. Woche

nach Beginn der Krankenpflege ,«*m 4. August
1927 endete. Damit war die Leistungspflicht
der Kasse für diesen Versicherungsfall er¬

loschen. Die am 5. August 1027 (nach der Aus¬

steuerung mit Krankenpflege) eingetretene Ar¬

beitsunfähigkeit begründete keinen Anspruch
auf Krankengeld.

Zur 2. Aufgube.
1. Dem am 4. August 1927 arbeitsunfähig ge¬

wordenen Versicherten steht ein Anspruch auf

Krankengeld bis zur Höchstdauer von

26 Wochen (183 Tage*) zu, sofern die Arbeits¬

fähigkeit nicht schon früher eintritt.

2. f:ür die gleiche Zeit ist dem Arbeitsunfähi¬

gen neben dem Krankengeld auch die not¬

wendige Krankenpflege zu gewähren.

Begründung: In der Regel endet die

Krankenhilfe spätestens mit Ablauf der

26. Woche nach Beginn der Krankheit bzw. dos

ersten Unterstützungsbezuges, Tritt jedoch die

Arbeitsunfähigkeit nicht sofort (aber noch vor

der Aussteuerung mit Krankenpflege) einr dann

endet der Unterstützungsanspruch mit Ablauf

der 26. Woche nach Beginn des Krankengeld-
bezuges (§ 183 Abs. 1 RVO.). Im vorliegenden
Falle begann die Arbeitsunfähigkeit am letzten

Tage* der Sechsunzwnnzigwochenfrist, sie be-

gründete damit nicht nur einen Anspruch auf

Krankengeld sondern setzte gleichzeitig eine

neue Sechsundzwnnzigwochcnfrist in Lauf.

Da die Krankenhilfe bei einer Arbeitsunfähig¬
keit Krankengeld und Krankenpflege umfaßt,
ist de*m Arbeitsunfähigen vom 4. August 1927

ab neben de*m Krankengeld auch Krankenpflege
/u gewähren, und zwar solange, als ihm Kran¬

kengeld gezahlt werden mub. Mit dem Fortfall

des Krankengeldes hört in diesem Falle auch

der Anspruch auf Krankenpflege auf (§ 183

Abs. 2).

Zur 3. Aufgabe.

Die Unterstützungsfrist ist nicht richtig be¬

rechnet worden; die Unterstützungsdauer war

bereits am 1. September 1927 abgelaufen.

Begründung: Da der Versicherte vom

3. Februar 1927 ab mit Krankengeld und Kran¬

kenpflege unterstützt wurde, war eigentlich die

Unterstützungsdauer mit dem Ablauf der

26. Woche am 4. August 1927 beendet. Er ist

aber nicht dauernd arbeitsunfähig, sondern

zwischendurch auch wieder arbeitsfähig gc*-

wesen. In einem solchen Falle ist der § 183

Abs. 1 Satz 2 RVO. zu beachten, der folgendes
bestimmt: frFällt in den Krankengeldbezug eine

Zeit, in der nur Krankenpflege gewährt Würde,
so wird diese Zeit auf die Dauer des Kranken¬

geldbezuges bis zu 13 Wochen nicht ange¬

rechnet/' Infolgedessen überschritt die Unter¬

stützungsfrist den 4. August 1927, endete aber

mit dem 1. September 1927, weil an diesem Tage
der Versicherte wieder einmal seine Arbeits¬

fähigkeit erlangte. Ist nämlich das Krankengeld
über die 26. Woche nach Beginn der Krankheit

hinaus zu zahlen (wie im vorliegenden FalleI,

so endet gemäß § 183 Abs. 2 mit seinem Bezuy

auch der Anspruch auf Krankenpflege, das heibt

der Anspruch auf die gesamte Krankenhilfe*.

Dem Versicherten sind die über den 1. Sep¬
tember 1927 hinausgehenden Leistungen zu Un¬

recht gewährt worden.

Zur 4. Aufgabe.
Auch in diesem Falle ist die Unterstützungs¬

frist nicht richtig berechnet worden, sie war

am 4. August 1927 rechtmäßig abgelaufen.

Begründung: Der § 183 Abs. 1 Satz 2

RVO. soll nur die Dauer des Krankengeld-
bezuges durch Nichtanrechnung von Kranken-

pflegezeiten verlängern. Die Verlängerung1
kann also nur eintreten, wenn zu dem Zeitpunkt,
in dem sonst die Unterstützungspflicht der

Kasse ablaufen würde, eine Arbeitsunfähigkeit

vorliegt (vgl. Entsch. des RVA. vom 21. De¬

zember 1915, Amtliche Nachrichten 1916 S. 514).

War der Versicherte am Tage des Ablaufs der

26wöchigen Unterstützungsdauer nach Beginn

der Unterstützung arbeitsfähig krank, dann

endete mit diesem Tage — dem 4. August 1927

— die Leistungspflicht der Kasse. Im Gegen¬

satz zu dem in der 3. Aufgabe konstruierten Fall

wird hier die Unterstützungsdauer durch Unter¬

brechungen der Krankengeldzeiten mit Kran¬

ke npflegezeiten nicht verlängert. Trotzdem

beide Unterstützungsfälle eine auffällige Aehn-

lichkeit miteinander haben, ergibt die Berech¬

nung der Unterstützungsfrist ganz verschiedene

Resultate, und zwar deshalb, weil der Ver-

sicherte in dem einen Fall am 4. August 1921

arbeitsunfähig, in dem anderen Fall an diesem

Tage arbeitsfähig krank gewesen ist. Die über

den 4. August 1927 hinausgehenden Leistung
wurden unrechtmäßig gewährt.
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Denken Sie daran
für Ihr Alter und Ihre Familie zu sorgen!
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Die Leistungen der Angestelltenversicherung und anderer Pensions¬

einrichtungen sind unzureichend. Sie müssen sich zu diesen

Leistungen einen Zuschuß sichern durch den Beitritt zur

Pensionskasse

des ZentralVerbandes derAngestellten
Diese Kasse gewährt Ihnen bei Eintritt Ihrer Berufsuntähigkeit Lei¬

stungen,dievon keineranderen ähnlichenEinrichtung erreichtwerden.
Auch Ihren Hinterbliebenen wird Witwen- und Waisenrente gewährt.
DerKasse kannjedesMitglied desZentralverbandes.derAngestellten
beitreten, das nicht erwerbsbehindert oder krank ist. Über 50 Jahre

alte Personen und Personen, die mit einem Körperschaden oder

Geburtsfehler behaftet sind, der die Erwerbsfahigkeit beeinträchtigt,
können nicht aufgenommen werden. Die Leistungen werden nach

Anteilen und der Dauer der Mitgliedschaft berechnet. Sie können

bis zu 5 Anteile erwerben. Der monatlich im voraus zu zahlende Bei¬

trag beträgt für jeden Anteil

2,— Mark bei Eintritt nach Vollendung des 30. Lebensjahres
«,Dv W00m n ir

3-J- n

3, 0 0 0 0 0 n
4U.

„

1,— vor m n
30. bis zum

vollendeten30. Lebensjahre. Dann sind auch von diesenMitgliedern
2,— Mark monatlich zu zahlen.

Für diesen geringen Beitrag gewährt Ihnen die Kasse für jeden
Beitragsanteil ein jährliches Ruhegeld, es beträgt nach einer Bei¬

tragsleistung von

5 Jahren . . .
150 Mark 15 Jahren

. . .
200 Mark

7
„

. . .
160

.
17

„ . . .
210

„

9
„

.170
„

19
„ . . .

220
„

11
.

• ¦ .
180

w
21

„ . . .
230

„

13
_. . . .

190
_,

23
„ . . .

240
„

25 Jahren 250 Mark

Ihre Witwe erhält 50 v. H. des Betrages, der Ihnen als Ruhegeld an

Ihrem Todestage zugestanden hätte oder gewährt worden ist. Die

Waisenunterstützung beträgt 15 bis 25 v. H. des Ruhegeldes.
Seien Sie sich Ihrer Verantwortung gegen sich selbst und Ihre

Familie bewußt.

Werden Sie sofort Mitglied!
Säumen Sie nicht länger; jeder Tag bedeutet einen Gewinn für Sie

und Ihre Familienangehörigen. — Aufnahmepapiere und jede ge¬

wünschte Auskunft erhalten Sie bei Ihrer Otsgruppe oder von der

Hauptgeschäftssteile des ZentralVerbandes

der Angestellten, Berlin SO 36, Oranienstraße 40/41



Wichtige neue Schriften
Kein vorwärtsstrebender Sozialversicherungsangestetlter, der den An¬

forderungen seines Berufes gewachsen sein will, kann die Schriftenreihe

Fortbildungsschriften für Angestellte
in der Sozialversicherung

entbehren. Hervorragende Praktiker vermitteln eine Fülle von Kenntnissen
in übersichtlicher Anordnung.

Bisher sind erschienen:

Heft 1: Die Entwicklung der Krankenversicherung in Deutschland. Von
Julius Cohn, Verwaltungsdirektor der AOKK der Stadt Berlin,

Heft 2: Die Versicherungspflicht in der Krankenversicherung. Von R. Gruber,
Verwaltungsdirektor der AOKK für den Verwaltungsbezirk XI der
Stadt Berlin, Berlin-Schöneberg.

Heft 3: Die Regelleistungen in der Krankenversicherung. Von Julius Cohn,
Verwaltungsdirektor der AOKK der Stadt Berlin.

Heft 4: Die deutsche Sozialversicherung und-fürsorge. VonChristianKraiker,
Mannheim.

In Vorbereitung sind:

Heft 5: Die Wochenhilfe und Familien-Wochenhilfe in der Krankenver¬
sicherung. Von Julius Cohn, Verwaltungsdirektor der AOKK der
Stadt Berlin.

Heft 6: Die Versicherungsberechtigung. VonR. G r u b e r, Verwaltungsdirektor
der AOKK für den Verwaltungsbezirk XI der Stadt Berlin, Berlin-
Schöneberg.

Heft 7: Die Meldevorschriften des zweiten Buches der Reichsversieherungs¬
ordnung. Von G. Wasewitz, Bureauvorsteher der AOKK der
Stadt Berlin.

Heft 8: Die Mehrleistungen in der Krankenversicherung.
Die Schriftenreihe wird fortgesetzt.

Die Preise betragen
für Mitglieder des Z.d.A.: für Nichtmitglieder:

Heft 1 30 Pfg. 40 Pfg.
Heft 2 60 Pfg. 80 Pfg.
Heft 3 50 Pfg. 75 Pfg.
Heft 4 60 Pfg. 90 Pfg.

Zu beziehen vom Verlag des Zentralverbandes der Angestellten,
Berlin SO. 36, Oranienstraße 40-41.


